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3.377 Menschen schob der Freistaat Sachsen im Jahr 
2016 ab. Im 1. Quartal diesen Jahres waren es 579 Men-
schen.   
 

 Seitdem der Sächsische Flüchtlingsrat e.V. Grundrechts-
verletzungen bei Abschiebungen dokumentiert, müssen 
er und weitere Vereine, Initiativen und Einzelpersonen 
beobachten, wie ein Grundrecht nach dem anderen für 
eine bestimmte Gruppe Menschen ausgehebelt wurde. 
Durch den unerbittlichen Takt der Abschiebung müssen 
Geschichten wie die in den hier beschrieben Einzelfällen 
überhaupt erst erzählt werden.  

 

Für das Jahr 2017 mussten wir bereits die Trennung von 
zwei Familien dokumentieren, eine weitere Familie 
wurde im Rahmen einer Dublin-Abschiebung bekannt. 
Viel mehr Familien werden bereits getrennt sein. Denn 
inzwischen ist klar: nur von den „spontan“ durchgeführ-
ten Familientrennungen weiß die Öffentlichkeit.  

 

Angefangen bei der politischen Problematisierung von 
Abschiebungen über rechtliche Hinweise bis hin zu auf-
gearbeiteten Einzelfällen könnt ihr euch hier zur „Black-
box Abschiebung“ und ihrer Praxis in Sachsen informie-
ren. 



Einleitung 
 

 

3 

 

Einleitung 
 

„Die 40-jährige Mutter Joy Gardner er-

stickte 1993, nachdem die mit der Ab-

schiebung beauftragten Polizisten die Ja-

maikanerin in ihrer Wohnung gefesselt 

und geknebelt hatten [so geschehen in 

Großbritannien, Anm. SFR]. Auf dem Rü-

cken gefesselte Hände, Fesseln an den 

Füßen, Polizisten, die zusätzlich den Kopf 

nach unten hebeln oder massiven Druck 

auf den Brustkorb der Betroffenen ausü-

ben – solche und ähnliche Maßnahmen 

führten wiederholt zum Tod bei Abschie-

bungen. Bei dem 27-jährigen Nigerianer 

Samson Chukwu, der 2001 in einem 

Schweizer Abschiebelager starb, ebenso 

wie beim 31-jährigen Kameruner Chris-

tian Ecole Ebune ein Jahr zuvor im Abfer-

tigungsbereich des Budapester Flugha-

fens. Beide hatten versucht, vor den Be-

amten zu fliehen. Der 27-jährige Palästi-

nenser Khaled Abuzarifeh hatte seine 

erste Abschiebung verhindern können, 

weil er protestierte und der Pilot sich da-

raufhin weigerte mitzuwirken. Beim 

zweiten Versuch hatten Schweizer Be-

amte ihn an einen Rollstuhl gefesselt und 

ihm zusätzliche Beruhigungsmittel ver-

abreicht. Im Fahrstuhl am Flughafen 

musste Abuzarifeh sich übergeben und 

erstickte am Erbrochenen.“ (Oulios 

2015: 51f). 

 

Gewalt und Abschiebungen gehen Hand 

in Hand. Unregelmäßige Berichterstat-

tung über Einzelfälle empören, aber ge-

hen schnell in der öffentlichen Wahrneh-

mung unter. Bloß sind das keine Einzel-

fälle. Abschiebungen sind Vollzugsmaß-

nahmen; Vollzug heißt, etwas muss ge-

gen den Willen eines Menschen durchge-

führt werden. Gegen den Willen von 

Menschen, die nicht zurück wollen. Die 

so sehr nicht zurück wollen, dass sie sich 

im Zweifelsfall das Leben nehmen. Der 

freie Autor Miltiadis Oulios führt Zahlen 

aus Großbritannien an. 57 von Abschie-

bung bedrohte Menschen haben sich al-

lein in dem Land zwischen 1989 und 

2006 das Leben genommen (vgl. ebd.). 

Die Statistiken deutscher Bundesländer, 

die nicht von allen deutschen Bundeslän-

dern mit Abschiebehaftanstalten geführt 

werden, offenbaren mindestens acht Sui-

zidversuche und 17 Selbstverletzungen 

beziehungsweise entsprechende Versu-

che seit 2012 in den Gefängnissen (vgl. 

BT-Drs. 18/7196: 108ff). 

 

Auch Sachsen hat im letzten Jahr 3.377 

Menschen abgeschoben. Und auch in 

Sachsen blieb die Gewalt nicht aus. Der 

Sächsische Flüchtlingsrat e.V. hat das 

Jahr 2016 als unglaublich brutal wahrge-

nommen. Seine und die Dokumentation 

anderer Vereine von Grundrechtsverlet-

zungen spiegelt das wider. Verschiedene 

zivilgesellschaftliche Akteur*innen be-

merkten, wie moralische und legale 

Grenzen Schritt für Schritt eingerissen 

wurden. Im unerbittlich schnellen Takt 

der Abschiebemaßnahmen wurden Fa-

milien getrennt, Schwangere und Kranke 

abgeschoben und Kinder in Handschel-

len gelegt. Unser Punkt ist: das sind keine 

Einzelfälle. Die Gewalt, die auch in der 

sächsischen Abschiebepraxis zum Aus-

druck kommt, ist die politische Antwort 
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auf die Frage, die Flucht und Migration 

aufwerfen. Abschiebungen, das Konzept 

der „Sicheren Herkunftsstaaten“ sowie 

die Auslagerung von EU-Grenzen sind al-

les Maßnahmen die die Sprache derer 

sprechen, die Menschen vom Fliehen ab-

halten wollen. Wir halten diese Antwor-

ten nicht für tragbar. Wir halten diese 

Antworten lediglich für Provisorien, die 

die Beantwortung dieser Frage nur auf-

schieben. Wir wissen, was diese Maßnah-

men Menschen antun, jede*r weiß das. Es 

ist nur die Frage, ob der*die Einzelne hin-

sehen möchte, was da in den Herkunfts-

ländern und auf den Fluchtrouten pas-

siert. Und was immer wieder nachts in 

Sachsen passiert, wenn Menschen aus ih-

ren Wohnungen geholt werden. Wir wol-

len das Hinsehen mit diesem Dossier er-

möglichen, denn wir wollen die politi-

sche Frage von Flucht und Migration an-

ders beantworten. Und weil die Frage so 

groß ist und sich aus ihr so viele weitere 

kleinere, dann aber viel komplexere und 

vielfältigere Fragen ergeben, wollen wir 

in diesem Online-Dossier offenen Men-

schen zeigen, was Abschiebung bedeutet. 

Wir wollen Abschiebungen problemati-

sieren und Aufgeschlossenen das Recht 

auf Freizügigkeit und das Bleiberecht für 

Alle näherbringen. Wir wollen Menschen 

rechtliche Hinweise geben, wie sie blei-

ben können und bei wem sie Unterstüt-

zung erfahren können. Wir wollen einen 

Einblick geben in die Geschichten von 

Menschen, die Abschiebungen über sich 

ergehen lassen mussten. Wir wollen, dass 

Menschen darüber nachdenken, was 

auch in sächsischen Städten und Gemein-

den im Jahr 2016 so viele Male den 3.377 

Menschen, die hier lebten, passiert ist. 

Dass sich Menschen fragen, ob der Preis, 

der hier gezahlt wird, nicht doch zu hoch 

ist. Und sich auch die Frage stellen, wofür 

denn hier eigentlich ein Preis gezahlt 

wird? Für die Sicherheit oder gleich für 

die Nation? Und wo beginnt eigentlich 

das eine und endet das andere? 

 

Die politische Rhetorik und auch die kon-

kreten Maßnahmen in Gesetzgebung und 

eben der Vollzug dieser Gesetze – all das 

spricht momentan eine andere Sprache. 

Die Exekutivanordnungen von US-Präsi-

dent Donald Trump über die Asyl- und 

Migrationspolitik sind nur das promi-

nenteste Beispiel. Es braucht aber auch 

andere Stimmen. Auch das kann in Sach-

sen möglich sein. Deswegen werden wir 

die Grundrechtsverletzungen im Jahr 

2017 hier auf unserer Website öffentlich 

dokumentieren und kritisch begleiten. 

Wir rufen all jene, die unsere Position tei-

len, dazu auf, sich gegen Abschiebungen 

zu positionieren, an ihrer Problematisie-

rung mitzuwirken und von Abschiebung 

Bedrohte mit allen Mitteln zu unterstüt-

zen. Wir wollen, dass das Recht auf Frei-

zügigkeit Realität wird. 
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Abschiebung proble-

matisiert 
 

Sächsische Abschiebepraxis 

 

Die derzeitige Abschiebepraxis in Sach-

sen ist rigide und rabiat. Sie zeichnet sich 

durch zahlreiche Grundrechtsverletzun-

gen aus. Bisher konnten wir allein im ver-

gangenen Jahr Familientrennungen, die 

Abschiebung attestiert Kranker und Rei-

seunfähiger sowie schwangerer Frauen 

und, wie die Landesregierung gegenüber 

dem Landtag bestätigte, die Fesselung 

Minderjähriger dokumentieren.  

 

Im Februar 2017 musste der Sächsische 

Flüchtlingsrat e.V. von einer erneuten Es-

kalationsstufe bei Familientrennungen 

berichten. Trotz dass einer Familienmut-

ter ein Abschiebehindernis – von einer 

Amtsärztin! – attestiert wurde, wurden 

ihre Familienmitglieder abgeschoben. 

Aus Sicht des Flüchtlingsrats war die Ab-

schiebung rechtswidrig. Derart unter 

Druck gesetzt, beantragte die Mutter die 

„freiwillige Ausreise“. Viel mehr noch: 

derart eiskalt eingeplante Familientren-

nungen tauchten bisher nie in den Ant-

worten der Landesregierung auf Kleine 

Anfragen auf. Lediglich „spontan“ durch-

geführte Familientrennungen werden 

angegeben. Logisch ist das nicht – wird 

die Abschiebung doch von Innenministe-

rium und Ausländerbehörden im Voraus 

geplant und die Familientrennung ganz 

bewusst in Kauf genommen. 

 

Das heißt auch: es kann nie Gewissheit 

über die genaue Anzahl an vollzogenen 

Grundrechtsverletzungen in Sachsen ge-

ben. 

 

Im April 2017 berichtet die Leipziger 

Volkszeitung von der Abschiebung von 

17 Menschen vom Flughafen Leipzig/ 

Halle nach Tunesien. Laut dem Artikel 

wurden die Körperöffnungen der Abzu-

schiebenden untersucht – um Selbstver-

letzung und/ oder Suizidversuchen vor-

zubeugen. Die Abschiebung kann so nur 

funktionieren, wenn sie das reine Überle-

ben sichert. Das Grundrecht auf körperli-

che Unversehrtheit wird für 17 Men-

schen ausgesetzt um im Nachhinein sa-

gen zu können, Abschiebungen würden 

human ablaufen. 

 

Diese Grundrechtsverletzungen gesche-

hen immer wieder, wenn Abschiebungen 

vollzogen werden. Die Verletzungen sind 

nicht die Ausnahmen einer Vollzugsmaß-

nahme, die „am Ende eines rechtsstaatli-

chen Verfahrens“ steht, sie sind die Regel, 

sie sind Abschiebungen inhärent. Ab-

schiebungen sind deswegen immer ein 

staatlicher Gewaltakt, Menschen werden 

gegen ihren Willen in ein Land depor-

tiert, in dem sie nicht leben wollen. 

Kommt, wie in Sachsen, noch der politi-

sche Wille hinzu, enorm hohe Abschiebe-

zahlen zu produzieren, sind regelmäßige, 

im Schutz der Nacht stattfindende Tragö-

dien in sächsischen Städten und Gemein-

den unvermeidlich. 2015 wurden 1.725 

Menschen abgeschoben. In 2016 waren 

es 3.377 Menschen. Im ersten Quartal des 

Jahres 2017 wurden bereits 579 Men-

schen abgeschoben. 
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Am 17. Mai 2017 verabschiedete der 

Sächsische Landtag das „Ausreisege-

wahrsamsvollzugsgesetz. Mit diesem 

wird es nun möglich sein, Menschen vor 

ihrer Abschiebung die Haft ohne Straftat 

zuzumuten (mehr dazu unter dem Stich-

punkt „Infos zu Abschiebehaft und Aus-

reisegewahrsam). 

 

Der Sächsische Flüchtlingsrat e.V. setzt 

sich für ein Bleiberecht für Alle und da-

mit einhergehend für das Recht auf Frei-

zügigkeit ein. Das bedeutet auch, dass wir 

Abschiebungen grundsätzlich ablehnen. 

 

 

… Abschiebung 

 

Häufig wird in Zusammenhang mit Ab-

schiebungen von einer Blackbox gespro-

chen. Dutzende Polizeibeamt*innen ste-

hen meist nachts vor der Tür und dringen 

in die Wohnung ein. Die Wirkung auf die 

Menschen, die abgeschoben werden sol-

len, ist bis ans Äußerste belastend. Aus-

länderbehörden und Polizei sorgen in 

den seltensten Fällen für eine Sprach-

mittlung, sollten die Betroffenen kein 

Deutsch verstehen. Innerhalb kürzester 

Zeit müssen die Betroffenen ihre Sachen 

packen, werden an Sammelpunkte au-

ßerhalb der Stadt transportiert, bevor es 

dann in Richtung gesondertes Flughafen-

terminal geht, abseits vom Tourismus-

verkehr, abseits von der Öffentlichkeit. 

Die Wirkung dieser Vollzugsmaßnahme 

auf die abzuschiebenden Menschen ist fa-

tal, sind Kinder betroffen, wird die Nacht 

der Abschiebung zum einschneidenden 

Erlebnis in ihrer Biographie. 

 

„Sichere Herkunftsstaaten“ 

 

Von Abschiebungen betroffen sind meist 

Menschen aus den so genannten „Siche-

ren Herkunftsstaaten“. Das sind nach 

deutscher Gesetzgebung zur Zeit Alba-

nien, Bosnien-Herzegowina, Ghana, der 

Kosovo, Mazedonien, Montenegro, der 

Senegal und Serbien. EU-Mitgliedsstaa-

ten gelten als „Sichere Drittstaaten“, de-

ren Bürger*innen genießen jedoch Frei-

zügigkeit innerhalb der EU. Lediglich im 

Rahmen der Dublin-Verordnung kommt 

es zu Abschiebungen von Geflüchteten 

von EU-Mitgliedsstaaten in andere. Wei-

terhin gibt es Staaten, die faktisch bereits 

vom Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF) als „sicher“ behan-

delt werden. Menschen mit algerischer, 

marokkanischer oder tunesischer Staats-

bürgerschaft erhalten bereits heute in 

den allermeisten Fällen eine offensicht-

lich unbegründete Ablehnung auf ihr 

Asylgesuch. Die Chance zu bleiben ist da-

mit ausgesprochen gering geworden. 

Doch weder sind die Staaten des West-

balkans noch die Maghreb-Staaten wirk-

lich sicher. Rom*nja werden in Ersteren 

von Staat und Mehrheitsgesellschaft aus-

gegrenzt und verfolgt, LGBTIQ-Men-

schen werden in den Gesellschaften und 

von den Staaten des Maghreb verfolgt. 

Auch das BAMF sieht den Maghreb nicht 
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als sicher an, wie aus der Zeit vorliegen-

den, internen Herkunftsländerleitlinien 

des BAMF hervorgeht. Algerienweit 

komme es nach den internen Herkunfts-

länderleitlinien zu regelmäßigen, durch 

terroristische Organisationen verursach-

ten Anschlägen und Schusswechseln. In 

Marokko komme es zu Folter durch 

staatliche Behörden und auch für Tune-

sien möchte man nicht grundsätzlich 

ausschließen, dass es zu gezielter syste-

matischer Verfolgung bestimmter Grup-

pen komme. 

 

Individuelle Fluchtgründe verschwinden 

unter dem Begriff des „Sicheren Her-

kunftsstaats“, die Abschiebung von Men-

schen dorthin erscheint plötzlich legitim. 

Dabei ist es nicht nur das Wort „sicher“, 

welches hier an Zynismus grenzt. Auch 

die „Herkunft“ aus dem Staat ergibt sich 

für viele Menschen lediglich aus ihrer 

Staatsangehörigkeit. Einen Großteil, 

wenn nicht ihr ganzes Leben, haben sie 

oftmals in Deutschland oder anderen EU-

Mitgliedsstaaten verbracht, „Herkunft“ 

hat für sie nichts mit dem Staat zu tun, 

der ihren Pass ausgestellt hat. 

 

Nicht die Zahl der Toten, die Zahl der 

Ankommenden soll weniger werden 

 

Abschiebungen sind dabei nur eine Er-

scheinungsform staatlicher Gewalt, der 

der Position des Bleiberechts für Alle wi-

derspricht. Das Grenzregime der EU ist 

ein weiteres Beispiel. Das Sterben im Mit-

telmeer begann nicht erst mit den 4.220 

Ertrunkenen im Jahr 2015 und den 5.022 

weiteren im Jahr 2016. Es begann lange 

zuvor, doch musste erst die Zahl der an-

kommenden Überlebenden auf ein sol-

ches Maß steigen, dass die Gesellschaften 

vor allem im Norden Europas sich mit 

dem Thema Asyl und Flucht intensiv aus-

einandersetzten. Die Schlussfolgerung 

der politisch Verantwortlichen ist heute 

aber nicht, die Zahl der Toten zu verrin-

gern. Nein, es geht darum, die Zahl der 

ankommenden Überlebenden zu verrin-

gern, damit die Themen Asyl und Flucht 

wieder aus dem öffentlichen Diskurs ver-

schwinden. Mit aller Macht versucht nun 

die EU, ihre Grenzen nach außen zu ver-

lagern. Sie scheut dabei nicht davor zu-

rück, Verträge mit diktatorischen Regi-

men abzuschließen, damit diese die ei-

gene Bevölkerung an der Flucht hindern 

sollen (umfassende Informationen zu 

diesem Thema auf der migration-con-

trol-Plattform der taz). Länder wie Tune-

sien werden bereits heute, ohne dass es 

einen Deal wie dem zwischen EU und 

Türkei bedarf, mit Technologie und Wis-

sen unterstützt, um die Grenzen zu 

schließen. Die Routen werden dadurch 

immer risikoreicher, die Menschen flie-

hen dennoch.  
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Der Konstruktionsfehler des National-

staats 

 

Abschiebungen, das Konzept der „Siche-

ren Herkunftsstaaten“ sowie das EU-

Grenzregime sind nur drei hier grob an-

gerissene Beispiele dafür, wie die EU-

Mitgliedsstaaten Menschen vom Fliehen 

abhalten wollen – zum Preis von Toten, 

Verletzten, Verzweiflung und Traumati-

sierung. Wir halten diesen Zustand für 

nicht tragbar. Es ist ein Konstruktions-

fehler des Nationalstaates, dass er dem 

universalen Anspruch der Menschen-

rechte – wozu auch die Grundrechte auf 

Asyl und Freizügigkeit gehören – nicht 

gerecht werden kann, schließlich sind es 

am Ende lediglich die Bürger*innen die-

ser Nation, die den Schutz des National-

staates genießen und das von ihm ge-

währte Aufenthaltsrecht bedingungslos 

in Anspruch nehmen können. Nation und 

Staat bilden keine stabile Einheit und ha-

ben dies auch nie getan. Schon immer gab 

es Migration, Menschen machten sich 

schon immer auf den Weg auf der Suche 

nach einem besseren Leben. Heute er-

strecken sich die interkontinentalen 

Flucht- und Migrationsbewegungen über 

Meere und Wüsten und passieren dabei 

Grenze um Grenze, oft zu einem hohen 

Preis, moderne Informations- und Kom-

munikationstechnologie macht dies 

möglich. Das Ankommen der Fliehenden 

in Europa wird häufig als „Flüchtlings-

krise“ beschrieben. Die Menschen, die 

Grenzen überschreiten sind aber nicht in 

der Krise, sie sind in schierer Not. Not 

lässt sich aber, wenn der politische Wille 

denn da ist, lindern und abhelfen. Krisen 

jedoch sind durch die hohen Risiken, die 

jede Entscheidung birgt, gekennzeichnet. 

Grenzen überschreitende Menschen le-

gen allein durch ihr physisches Auftreten 

in den Territorien der (sich zumindest 

noch mehrheitlich, als liberal-repräsen-

tative Demokratien verstehenden) Natio-

nalstaaten Europas, eigentlich die Krise 

des Nationalstaats offen: seinen Kon-

struktionsfehler – den Widerspruch zwi-

schen dem universalen Anspruch von De-

mokratie und Menschenrechten sowie 

der Partikularität exklusiver Nationen. 

Denn obgleich universale Rechte, Teil-

nahme am repräsentativen System und 

liberale Rechtsstaatlichkeit individuell 

für alle Bürger*innen gelten, so gelten 

diese nicht für die Anderen, für die, die 

nicht dazugehören sollen. Jedoch: das Be-

achtliche, nicht erst seit 2015, ist ja, dass 

den Fliehenden gar nicht das Recht auf 

Freizügigkeit zugestanden wird, sie neh-

men es sich schlicht. 

Staaten sind Organisationsformen gesell-

schaftlichen Zusammenlebens. Diejeni-

gen, die dem Staat die Nation voranstel-

len, handeln nicht im Sinne von universa-

len Rechten und liberaler Rechtsstaat-

lichkeit. Diejenigen, die die Nation propa-

gieren, wollen genau jene Errungen-

schaften beseitigen: die Würdigung des 

Einzelfalls und allgemein gültige Rechte, 

auf die sich das Indiviuum berufen kann. 

Fliehende können nicht mehr auf die Be-

rücksichtigung und Achtung ihrer per-

sönlichen Situation durch irgendeinen 

Staat zählen. Sie sind schutzlos in dem 

Sinne, als dass ihnen als „universal“ ver-

fasste Menschenrechte verwehrt bleiben 

und damit verletzt werden. Allein durch 

die Dynamiken der grenzüberschreiten-

den Migration wird das aktuell stärkste 

Konzept gesellschaftlichen Zusammenle-

bens, das der statischen Einheit von Na-

tion und Staat, des Nationalstaats, auf 
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dem Kontinent seines Ursprungs infrage 

gestellt. Und ja, das Konzept war erfolg-

reich, denn die politische Weltkarte ist 

nach Nationalstaaten geordnet. Durch 

dieselbe moderne Kommunikationstech-

nologie, die interkontinentale Fluchten 

ermöglicht, und einem vielfachen Mehr 

an gesichertem Wissen können wir nur 

unter Aufbringen eines hohen Maßes von 

Ignoranz die Augen vor den Menschen 

auf den Fluchtrouten und den Gegeben-

heiten in ihren Herkunftsländern ver-

schließen. 

Antworten statt Provisorien 

Eine Position, die das Bleiberecht für Alle 

beinhaltet, lehnt das Konzept der homo-

genen Nation als unbrauchbar ab, um die 

bereits im 20. Jahrhundert aufgeworfene, 

drängendste politische Frage – Flucht 

und Migration – nun endlich im 21. Jahr-

hundert zu beantworten. Abschiebungen 

und Externalisierung von Grenzen sind 

keine Antworten auf diese Fragen, sie 

sind tödliche Provisorien. Abschiebung 

und Externalisierung von Grenzen ent-

stehen, wenn Staaten für die Ideologie 

der Nation missbraucht und nicht mehr 

als Ordnung gesellschaftlichen Zusam-

menlebens angesehen werden. In diesem 

Sinne ist der Slogan „Bleiberecht für Alle“ 

Forderung und politische Herausforde-

rung zugleich. Denn, wie Miltiadis Oulios 

in „Blackbox Abschiebung“ schreibt: 

 

„[…] wir [müssen] die Blickrichtung än-

dern: Am Anfang aller Bestrebungen darf 

nicht länger das Betteln um Humanität 

stehen, sondern der Kampf um Freiheit 

und die Anerkennung der Tatsache, dass 

Einwanderer, dass Geflüchtete sich das 

Recht auf Bewegungsfreiheit ohnehin 

nehmen und es praktizieren werden – 

und zwar lange, bevor wir es ihnen offizi-

ell zugestehen.“ (Oulios 2015: XIV) 

 

Chancen auf Veränderung 

 

Diese Worte klingen größer als sie sind. 

Konkret kann jede*r dabei mitwirken, ei-

nerseits Abschiebungen zu problemati-

sieren (wir versuchen in diesem Dossier 

konkrete Optionen vorzustellen) und, 

wenn er*sie die Möglichkeit hat, sich per-

sönlich von der nach wie vor verheeren-

den Lage an den EU-Außengrenzen zu 

überzeugen. Veränderung beginnt in den 

Köpfen und diese Veränderung kann nur 

durch Kommunikation und Gespräche – 

durch Politik – zwischen den Menschen 

in ihrer Vielfalt gelingen. Chancen auf 

Veränderung beziehungsweise Wirkung 

bestehen. Der konkrete Fall der Sammel-

abschiebung nach Afghanistan im De-

zember 2016 wurde ausgesprochen kri-

tisch von der Öffentlichkeit aufgenom-

men. Die Adressat*innen der Kritik sind 

die Landesregierungen, denn Abschie-

bungen liegen in der Verantwortung der 

Bundesländer. Auch die sächsische Lan-

desregierung kann sich dafür stark ma-

chen, eine humane Politik zu führen. Dies 

kann sie durch den Verzicht auf Abschie-

bungen, aber auch, lediglich als weiteres 

Beispiel, durch ein von ihr angestrebtes 

Normenkontrollverfahren beim Bundes-

verfassungsgericht über die Asylrechts-

verschärfungen seit 2015. Das mag naiv 

klingen im Hinblick  

auf das Gebaren des sächsischen Innen-

ministers, aber die Regierung besteht im-

merhin aus zwei Koalitionspartnern. Ein 

Umdenken in der sächsischen Innenpoli-

tik ist unbedingt notwendig. Durch zahl-
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reiche, teils vom Sächsischen Flüchtlings-

rat in die Öffentlichkeit gebrachte Einzel-

fälle, ziehen wir die folgenden Schlussfol-

gerungen aus der von Grundrechtsverlet-

zungen geprägten sächsischen Abschie-

bepraxis: 

 

• Mit den hohen Abschiebezahlen 

wollen sich verantwortliche Poli-

tiker*innen gegenüber den politi-

schen Gegner*innen von Rechts-

außen profilieren. Das rechtsradi-

kale und menschenfeindliche Ori-

ginal zu kopieren, zahlt sich nicht 

aus. Alle Anpassung an Rechtsau-

ßen hat der CDU in Wahlergebnis-

sen nichts genützt. Das einzige Re-

sultat war eine scharfe Verschie-

bung der Rhetorik und des Rechts 

in Richtung Menschenfeindlich-

keit. 

 

• Absolute, unveräußerliche 

Grundrechte, wie zum Beispiel 

Artikel 2 und Artikel 6 des Grund-

gesetzes, spielen keine Rolle 

wenn Vollzugsbehörden politi-

sche Ziele durchsetzen. 

 

• Dies ist eine besorgniserregende 

Entwicklung. Alle die Exekutive 

kontrollierenden Gewalten soll-

ten dies zur Kenntnis nehmen und 

beginnen, entsprechend zu han-

deln, nachzufragen und zu urtei-

len. 

 

• Der sächsische Ausländerbeauf-

tragte muss seinen Auftrag über-

prüfen. Die Belange aller Auslän-

der*innen sollten sein politisches 

Agieren leiten. 

 

• Abschiebungen im Allgemeinen 

sollen ausgesetzt werden! Wir 

fordern im Besonderen und mit 

Nachdruck den Abschiebestopp 

nach Afghanistan. Die Landesre-

gierung plant ebenso, in das Bür-

gerkriegsland abzuschieben. 

 

• Die sächsische Regierung reißt 

moralische und legale Grenzen 

ein. Es ist unser aller Aufgabe, da-

rauf hinzuweisen – gegenüber Ge-

flüchteten und der sächsischen 

Öffentlichkeit. 
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Rechtliche 

Hinweise 

In Deutschland sind die Bundesländer für 

den Vollzug der Abschiebung verant-

wortlich, konkret werden sie durch die 

den Landesinnenministerien unterste-

henden Ausländerbehörden im Zusam-

menspiel mit der jeweiligen Landesdi-

rektion organisiert. Bis es soweit kommt, 

müssen die Behörden allerdings einen 

langen Weg gehen. 

 

Vorkehrungen im Asylverfahren – Die 

Anhörung 

 

Mit der Asylantragstellung befinden sich 

Geflüchtete im Besitz einer vorläufigen 

Aufenthaltsgestattung. Bereits im Asyl-

verfahren können Vorkehrungen getrof-

fen werden, die eine Abschiebung un-

wahrscheinlicher werden lassen. Herz-

stück des Asylverfahrens ist die Anhö-

rung, hier können Geflüchtete alle Flucht-

gründe vorbringen. Es ist zu empfehlen, 

eine unabhängige Beratungsstelle aufzu-

suchen um Hinweise und Tipps für die 

Anhörung zu erhalten. Die Beratungsstel-

len bereiten auf häufige Fragen vor, die 

Fluchtgeschichte kann erzählt, die Erzäh-

lung geübt werden. Dies ist von besonde-

rer Relevanz, da das BAMF in den Be-

gründungen seiner Bescheide häufig mit 

der Glaubhaftmachung argumentiert 

(was es aber wieder konterkariert indem 

anhörende und entscheidende Person 

nicht mehr in Personalunion einen Fall 

bearbeiten). 

Jede*r Asylsuchende hat das Recht auf 

den Beistand einer Vertrauensperson in 

der Anhörung. Der Beistand hat das 

Recht zu intervenieren, sollte der*die An-

hörende Widersprüche und Ungereimt-

heiten nicht auflösen. Ebenso kann der 

Beistand den*die Anhörende bitten, er-

gänzende Fragen zu stellen. In jedem Fall 

sollte die Rückübersetzung des Proto-

kolls erfolgen. Wenn der*die Anhörende 

dies zu übergehen versucht, kann darauf 

bestanden werden! Auch auf den*die dol-

metschende Person ist zu achten, oftmals 

mangelt es hier an Professionalität. PRO 

ASYL informiert umfassend zur Anhö-

rungs- und Entscheidungspraxis des 

BAMF sowie zur Qualität der Bescheide. 

Die Behörde muss sich momentan in all 

diesen Aspekten ihrer Arbeit massive 

Kritik gefallen lassen. Gemeinsam mit 

weiteren Organisationen hat PRO ASYL 

ein Memorandum veröffentlicht, in wel-

chem grundlegende Defizite der BAMF-

Arbeit anhand dokumentierter Einzel-

fälle aufgezeigt werden. 

 

Auch Menschen aus Ländern, die als „si-

cher“ eingestuft sind beziehungsweise 

deren Anerkennungsquote gering ist, 

sollten sich gut auf die Anhörung vorbe-

reiten. Das Anhörungsprotokoll kann 

eine wichtige Rolle im Verwaltungsge-

richtsverfahren spielen. 

 

Eine mehrsprachige Broschüre von 

asyl.net informiert noch einmal umfas-

send zu Anhörungen. Ebenso zu empfeh-

len ist der mehrsprachige Film zum selbi-

gen Thema des Kölner Flüchtlingsrats 

und weiterer Kölner Initiativen. 
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Nach Erhalt des Bescheids –  

 

Ratsamerweise sollten die Perspektiven 

in folgender Reihenfolge erwogen wer-

den: 

 

1. Klage am Verwaltungsgericht (Zu-

ständigkeit steht im Rechtsbehelf 

des Bescheids), gegebenenfalls 

anschließende Klage am Oberver-

waltungsgericht 

2. Überprüfung aufenthaltsrechtli-

cher Regelungen (siehe unten) 

3. Überprüfung auf Stellen eines 

Asylfolgeantrags 

4. Überprüfung auf Stellen eines 

Härtefallantrags in der Härtefall-

kommission (siehe unten) 

 

 

Klage am Verwaltungsgericht 

 

Mit der Zustellung des Bescheids des 

Bundesamts für Migration und Flücht-

linge (Datum auf dem gelben Umschlag 

vermerkt, unbedingt aufheben) beginnt 

die Klagefrist. Bei einfacher Ablehnung o-

der Teilablehnung (d.h. dass zum Bei-

spiel nur der subsidiäre Schutz zuer-

kannt wurde) beträgt die Klagefrist zwei 

Wochen. Bei einer offensichtlich unbe-

gründeten Ablehnung ist nur eine Woche 

Zeit. Die Frist sowie das zuständige Ver-

waltungsgericht sind im Rechtsbehelf 

vermerkt. 

 

Die Klage selber kann von der nächsten 

Asylberatungsstelle verfasst werden. Al-

ternativ hat das zuständige Verwaltungs-

gericht eine Klageerhebungsstelle.  

 

Zudem ist eine Klagebegründung mit ein-

zureichen. Asylberatungsstellen verfas-

sen in der Regel keine Begründungen. 

Hierfür muss ein*e Anwält*in aufgesucht 

werden, die Beratungsstellen unterstüt-

zen bei der Vermittlung und beantwor-

ten Fragen zur Finanzierung. 

 

Bei Dublin-Fällen (im BAMF-Bescheid ist 

eine „unzulässige Ablehnung vermerkt) 

sollte eine Asylberatungsstelle kontak-

tiert werden um abzuwägen, ob über-

haupt geklagt werden soll.  

 

Aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten 

 

Drei Fragen sind relevant wenn die im 

Folgenden aufgezeichneten aufenthalts-

rechtliche Möglichkeiten erwogen wer-

den: 

 

1. Wie lang hält sich die Person be-

reits in Deutschland auf? 

2. Hat die Person berufliche Qualifi-

zierungen oder wissenschaftliche 

Abschlüsse? 

3. Gibt es Abschiebehindernisse? 

 

§25a AufenthG: Aufenthaltsgewährung 
bei gut integrierten Jugendlichen und Her-
anwachsenden 

 

Voraussetzungen sind  
 

• ein ununterbrochener, vierjähri-
ger Aufenthalt in Deutschland, 
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• der Besuch einer Schule oder der 
Erwerb eines Schul- oder Berufs-
abschlusses in diesen vier Jahren, 

• die Antragstellung vor Vollen-
dung des 21. Lebensjahres und 

• wenn „es gewährleistet erscheint, 
dass er sich auf Grund seiner bis-
herigen Ausbildung und Lebens-
verhältnisse in die Lebensverhält-
nisse der Bundesrepublik 
Deutschland einfügen kann.“ 

• Außerdem sollten keine Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass 
er*sie sich nicht zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung 
bekennt. 

 

§25b AufenthG: Aufenthalt bei nachhalti-
ger Integration 

 

Die Voraussetzungen hier sind 
 

• ein ununterbrochener achtjähri-
ger Aufenthalt in Deutschland, 
lebt ein minderjähriges Kind in 
der häuslichen Gemeinschaft, ge-
nügen sechs Jahre. 

• Der Lebensunterhalt sollte über-
wiegend gesichert sein oder es auf 
Grund der bisherigen Schul-, Aus-
bildungs-, Einkommens- und fa-
miliären Lebenssituation zu er-
warten sein, dass dies in der Zu-
kunft erfolgen kann. 

• Deutschkenntnisse sollten min-
destens auf A2-Niveau vorhanden 
sein, 

• sollten Kinder im schulpflichtigen 
Alter in der Familie leben, muss 
der tatsächliche Schulbesuch 
nachgewiesen werden. 

• Außerdem muss der*die Be-
troffene sich diesmal zur freiheit-

lich demokratischen Grundord-
nung bekennen (Unterschied zu 
§25a!) und über Grundkenntnisse 
der Rechts- und Gesellschaftsord-
nung und der Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet verfügen. 

§25 Abs. 5 AufenthG: Vorliegen von Ab-
schiebehindernissen 

 

Wenn tatsächliche oder rechtliche Ab-
schiebehindernisse bestehen und diese 
auf absehbare Zeit auch nicht entfallen 
werden, kann eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden. Hierfür dürfen keine Er-
kenntnisse bestehen, wie lange das Aus-
reisehindernis noch bestehen wird. 
Wenn zum Beispiel die Wartezeit bei der 
Passbeschaffung erwartungsgemäß un-
bestimmbar lang ist, ist die Vorausset-
zung für Unabsehbarkeit bereits erfüllt 
(vgl. Hofmann 2016: 499). 

 

Wenn die Abschiebung seit 18 Monaten 
ausgesetzt ist, kann eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden. Dafür darf die 
Ausländerbehörde aber kein Verschul-
den an der nicht erfolgten Ausreise er-
kennen. Das wird sie dann tun, wenn sie 
davon ausgeht, dass die betroffene Per-
son falsche Angaben gemacht hat, über 
ihre Identität oder Staatsangehörigkeit 
getäuscht hat oder Ausreisehindernisse 
nicht von sich aus beseitigt hat obwohl es 
zumutbar gewesen wäre. 
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§18a AufenthG: Aufenthaltserlaubnis für 
qualifizierte Geduldete zum Zweck der Be-
schäftigung 

 

Unter der Voraussetzung, dass die Bun-
desagentur für Arbeit dem zustimmt, 
kann die Ausländerbehörde eine Aufent-
haltserlaubnis zur Ausübung einer Be-
schäftigung erteilen, wenn ihr die beruf-
liche Qualifikation entspricht. Die Bunde-
sagentur entscheidet ohne Vorrangprü-
fung, das heißt, es wird nicht geprüft, ob 
deutsche oder andere EU-Staatsbür-
ger*innen die Stelle annehmen könnten. 
Die Erlaubnis kann erteilt werden wenn 

 

• eine Ausbildung oder ein Hoch-
schulstudium absolviert wurde o-
der 

• seit zwei Jahren der Qualifikation 
entsprechend ununterbrochen in 
Deutschland eine Beschäftigung 
ausgeübt wurde und der Ab-
schluss an einer ausländischen 
Hochschule absolviert wurde o-
der 

• seit drei Jahren ununterbrochen 
in Deutschland als Fachkraft gear-
beitet wurde, die eine qualifi-
zierte Berufsausbildung voraus-
setzt. Außerdem muss der Le-
bensunterhalt im letzten Jahr für 
den gesamten Haushalt nicht 
durch öffentliche Mittel finanziert 
worden sein. 

 

Weiterhin muss man über ausreichend 
Wohnraum verfügen, die Deutschkennt-
nisse sollten sich auf B1-Niveau befinden, 
die Ausländerbehörden dürfen nicht 
über aufenthaltsrechtlich relevante Um-
stände getäuscht worden sein. Es darf 

kein Kontakt zu extremistischen und ter-
roristischen Gruppen bestehen, auch 
dürfen sie nicht anderweitig unterstützt 
werden. Darüber hinaus darf keine Ver-
urteilung auf Grund vorsätzlicher Straf-
taten vorliegen; die Ausnahme liegt bei 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 oder 
bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, 
die nur von Menschen ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft nach dem Aufent-
halts- oder Asylgesetz begangen werden 
können. 

 

WICHTIG: Die Hürden für eine Aufent-
haltserlaubnis nach §18a AufenthG sind 
recht hoch. Wenn ein Asylantrag gestellt 
und abgelehnt wurde und keine Rechts-
mittel mehr möglich sind (der Asylantrag 
also unanfechtbar abgelehnt ist), dann 
müssen die Betroffenen: 

• zunächst in ihren Herkunftsstaat 
freiwillig ausreisen (§10 Abs. 3 
Satz 1) 

• eine schriftliche Vereinbarung 
mit der Ausländerbehörde sicher-
stellen 

• Vor Ausreise die zehnmonatige 
Wiedereinreisesperre auf den Tag 
der Einreise zu verkürzen. Gute 
Vorbereitung ist also nötig, hier in 
jedem Fall eine Asylberatungs-
stelle kontaktieren. 

 

§60a Abs. 2. Satz 4 AufenthG: Die Ausbil-
dungsduldung 

 

Die sogenannte Ausbildungsduldung 
wurde mit dem „Integrationsgesetz“ im 
Juli 2016 verabschiedet. Zunächst sei ge-
sagt, dass der entsprechende Satz im Ge-
setz eine „Ist-Regelung“ darstellt, sind 
also die Voraussetzungen erfüllt, muss 
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die Duldung erteilt werden (s.u. warum 
das in der Praxis nicht der Fall ist). 

 

Die wichtigste Voraussetzung ist, dass 
eine qualifizierte Berufsausbildung auf-
genommen wurde oder aufgenommen 
wird. Die Ausländerbehörde hat also kei-
nen Ermessensspielraum, dennoch 
kommt es dazu, dass manche Ausländer-
behörden die Zustimmung zur Erteilung 
der Ausbildungsduldung verweigern. In 
jedem Fall muss sich die Behörde hierfür 
rechtfertigen, wenn mit der*dem Sachbe-
arbeiter nicht argumentiert werden 
kann, sollte eine schriftliche Stellung-
nahme verlangt werden, um die Gründe 
zu erläutern. Auch eine Klage kann erho-
ben werden. Auch hier können Bera-
tungsstellen und gegebenenfalls An-
wält*innen kontaktiert werden. 

 

Eine weitere Voraussetzung ist, dass 
konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung nicht bevorstehen. Hier öff-
net sich ein Schlupfloch für die Landesre-
gierungen, denn was konkrete Maßnah-
men tatsächlich sind, wird nicht defi-
niert. Die bayerische Landesregierung 
sieht bereits einfache Terminvorladun-
gen als Maßnahmen an, die Abschiebung 
vorzubereiten. Links zu Verwaltungsge-
richten, die diese Auffassung in ihren Ur-
teilen nicht teilen, finden sich auf der 
Website von PRO ASYL in einer umfas-
senden Info zur Ausbildungsduldung. Die 
Bundesländer Niedersachsen und Rhein-
land-Pfalz haben ihre Ausländerbehör-
den angewiesen, die Regelung im Sinne 
des Gesetzes und der Betroffenen auszu-
legen. Die Erfahrungen, die wir bereits 
sammeln konnten, zeigen, dass sächsi-
sche Ausländerbehörden die Erlaubnis 
durchaus erteilen. Warum aber die Ertei-

lung der Ausbildungsduldung in der Pra-
xis häufig scheitert zeigt unser Positions-
papier welches wir mit mehreren Lan-
desflüchtlingsräten im März 2017 veröf-
fentlichten. Zu finden hier. 

 

Für sechs Monate nach Abschluss der 
Ausbildung kann die Duldung zum Zweck 
der Arbeitssuche verlängert werden. Ist 
die Jobsuche erfolgreich, besteht An-
spruch auf Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis nach §18a AufenthG (s.o.) für die 
Dauer von zwei Jahren. 

 

Arbeit schützt vor Abschiebung nicht, 
theoretisch kann diese immer noch voll-
zogen werden. Mit der Arbeitsstelle kann 
Integration bei weiteren Anträgen auf 
Aufenthaltstiteln belegt werden und ge-
gebenenfalls in der Härtefallkommission 
eine Rolle spielen. 

 

§60a AufenthG: Vorübergehende Ausset-
zung der Abschiebung (Duldung) 

 

Zunächst: die Duldung ist weder Aufent-
halts- noch Niederlassungserlaubnis. Sie 
wird nur deswegen erteilt, weil tatsächli-
che oder rechtliche Abschiebehinder-
nisse bestehen (§60a Abs. 2 Satz 2). 

 

Eine Duldung ist immer nur vorüberge-
hend und schützt auch nicht vor Abschie-
bung. Sie wird in der Regel für drei oder 
sechs Monate gewährt. 

 

Duldung wegen Unmöglichkeit der Ab-
schiebung (§60a Abs. 2 Satz 2 AufenthG) 

 



Rechtliche Hinweise 
 

 

19 

• Es wird zwischen tatsächlichen 
und rechtlichen Abschiebehinder-
nissen unterschieden, dabei gel-
ten nur inlandsbezogene Abschie-
behindernisse. 

 

• Tatsächliche Abschiebehinder-
nisse bei: 

o Reiseunfähigkeit (siehe 
hierzu die Hinweise weiter 
unten zu medizinischen 
Gutachten) 

o fortdauernder Passlosig-
keit oder Nicht-Vorliegen 
sonstiger erforderlicher 
Papiere (z.B. Visa) 

o unterbrochenen Verkehrs-
wegen 

o Staatenlosigkeit oder Men-
schen, deren Aufnahme 
der gegebenenfalls vor-
gebliche Herkunftsstaat 
verweigert hat 

 

• Rechtliche Abschiebehindernisse: 
o Dies sind zunächst die 

Gründe, die auch im Asyl-
verfahren auf Erteilung ei-
nes Abschiebeverbots ge-
prüft wurden (→ ziel-
staatsbezogene Abschie-
behindernisse, siehe Aus-
führungen zu §60 Abs. 7 
weiter unten). 

o Weiterhin beinhaltet dies 
den Schutz von Ehe und 
Familie und das Recht auf 
körperliche Unversehrt-
heit, welche grundgesetz-
lich verbrieft sind. 

o Zum Schutz der Familie sei 
hinzugefügt, dass der for-
male Status der Ehe nicht 

ausreicht, damit ein Ab-
schiebehindernis aner-
kannt wird, die Familie 
muss in einer tatsächli-
chen Bedarfsgemeinschaft 
leben. Der Schutz bezieht 
sich auch auf real beste-
hende Beistands- und Ab-
hängigkeitsverhältnisse 
(vgl. Hofmann 2016: 947). 
 

• Eine Unterscheidung in rechtliche 
und tatsächliche Abschiebehin-
dernisse wird schon deshalb 
schwierig, wenn zielstaatsbezo-
gene Abschiebehindernisse be-
rücksichtigt werden, dazu ein 
kleiner Exkurs auf §60 Abs. 7 Auf-
enthG: 

o Satz 1 verbietet zunächst 
die Abschiebung, wenn im 
Zielland eine erhebliche, 
konkrete Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit be-
steht. 

o Außerdem ist es theore-
tisch immer noch möglich, 
eine Abschiebung zu un-
tersagen, wenn sich bei Er-
krankungen der gesund-
heitliche Zustand im Ziel-
land auf Grund der dorti-
gen, nicht ausreichenden 
medizinischen Versorgung 
verschlechterten würde 
(§60 Abs. 7 Satz 2). Dieser 
Abschnitt fiel der Ver-
schärfung durch das im 
Oktober 2015 inkraft ge-
tretene Asylverfahrensbe-
schleunigungsgesetz zum 
Opfer. Siehe hierzu die 
Ausführungen unter den 
Hinweisen zu medizini-
schen Gutachten weiter 
unten. 
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o Die Schweizerische Flücht-
lingshilfe verfasst regel-
mäßig sehr hilfreiche The-
menpapiere über die Be-
handlungsmöglichkeiten 
zu verschiedenen Krank-
heitsbildern in den einzel-
nen Herkunftsländern. 
Auch Verweise auf Be-
richte weiterer NGOs fin-
den sich dort. Mit solchen 
Dossiers lässt sich im Ein-
zelfall argumentieren. Ab-
rufbar hier auf der Webs-
ite. 

 

In Sachsen stellen wir zunehmend fest, 
dass hiesige Ausländerbehörden nicht 
einmal mehr die Duldung ausstellen. Es 
steht aber eindeutig im Gesetz, dass die 
Duldung auszustellen ist. Weder reichen 
alternative Dokumente wie die „Grenz-
übertrittsbescheinigungen“ oder der 
„Aufenthalte ohne Dokumente“ als Iden-
titätsnachweise aus noch haben sie über-
haupt irgendeine rechtliche Grundlage 
im Aufenthaltsrecht. Die Landesregie-
rung argumentiert, es gäbe „Duldungs-
gründe“. Dies bezweifeln wir. Wenn die 
Abschiebung zum gegebenen Zeitpunkt 
nicht durchgeführt werden kann – auch 
dann, wenn keine Abschiebehindernisse 
vorliegen, sondern lediglich die Auslän-
derbehörde momentan nicht in der Lage 
ist. – ist die Duldung zu erteilen. Zwar ist 
die Duldung selber problematisch, doch 
ohne Duldung ist es noch schwieriger, 
Wohnung und Arbeit zu finden sowie ein 
Konto zu eröffnen. Es ist fraglich ob die 
Aufenthaltstitel nach den §§25 a und b 
dann überhaupt noch angewendet wer-
den können wenn der Duldungszeitraum 
unterbrochen wurde. 

Siehe hier auch unten die Kleine Anfrage 
zu „Grenzübertrittsbescheinigungen“. 

 

§60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG: Ermessens-
duldung 

 

Eine Ermessensduldung kann erteilt 
werden, wenn dringende humanitäre o-
der persönliche Gründe oder erhebliche 
öffentliche Interessen die Anwesenheit 
der*s Betroffenen im Bundesgebiet er-
fordern. Neben der genannten Ausbil-
dungsduldung sind weitere Gründe, mit 
denen argumentiert werden kann, die 
Durchführung einer Operation, die im 
Herkunftsland nicht möglich ist (s. §60 
Abs. 7 Satz 2 AufenthG, s. Hinweise zu 
medizinischen Gutachten unten), ein be-
vorstehender Schul- oder Berufsab-
schluss oder die Betreuung eines er-
krankten Familienangehörigen. Weitere 
denkbare Gründe können gegenüber der 
Ausländerbehörde vorgetragen und ar-
gumentiert werden. 

 

Im öffentlichen Interesse ist die Erteilung 
einer Ermessensduldung, wenn der*die 
Betroffene als Zeug*in in einem Gerichts- 
oder Verwaltungsverfahren aussagen 
muss oder Teil eines polizeilichen Er-
mittlungsverfahrens ist. Integrationsleis-
tungen oder auch laufende Petitionsver-
fahren werden bei der Ermessensdul-
dung nicht berücksichtigt. 

 

Die Prüfung der die Aufenthaltstitel und 
Duldungen betreffenden Sachverhalte ist 
komplex. Eine Beratungsstelle und ein*e 
Anwält*in sollte hier unbedingt aufge-
sucht werden. Gleichzeitig unterliegen 
die Ausländerbehörden keiner Informa-
tionspflicht gegenüber den Betroffenen, 
wenn die Bedingungen für einen Aufent-
haltstitel oder eine Duldung erfüllt sind. 
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Das bedeutet, dass Menschen abgescho-
ben werden können, die zum Beispiel die 
Anforderungen an den §25b auf Aufent-
haltsgewährung bei nachhaltiger In-
tegration erfüllen. Der Sächsische Flücht-
lingsrat e.V. fordert eine solche Informa-
tionspflicht ein! 

 

Asylfolgeantrag 

 

Unter Umständen ist es sinnvoll, einen 
Asylfolgeantrag zu erwägen. Dafür müs-
sen aber neue Gründe vorliegen, die das 
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) bisher nicht geprüft hat, 
dies können beispielsweise veränderte 
Bedingungen im Herkunftsland sein. 
Auch gesundheitliche (physische und 
psychische) Abschiebehindernisse kön-
nen gegebenenfalls zumindest einen Ab-
schiebeschutz begründen. Ein Asylfolge-
antrag schützt allerdings nicht vor Ab-
schiebung, anders als beim Erstantrag 
wird keine Aufenthaltsgestattung zur 
Durchführung des Asylverfahrens erteilt! 
Dies geschieht erst wenn das BAMF ent-
scheidet, den Antrag inhaltlich zu prüfen, 
also nicht formal von vorneherein ab-
lehnt. Deswegen sollte der Folgeantrag 
von einem Eilantrag auf Aussetzung der 
Abschiebung begleitet werden, dies ist 
sehr wichtig! Das Bundesverfassungsge-
richt hat die Abschiebung eines Men-
schen nach Afghanistan im Dezember 
2016 wegen eines vorliegenden Eilan-
trags untersagt. Für Folge- wie Eilantrag 
sollte eine Beratungsstelle und ein*e An-
wält*in aufgesucht werden. 

 

Härtefallkommission 

 

Die Antragstellung erfolgt über eines der 
Mitglieder der Härtefallkommission. 

Wichtig ist, dass keinerlei Rechtsmittel 
und/ oder Anträge auf Aufenthaltstitel 
anhängig sind. Generell sollten alle Mög-
lichkeiten eines gesicherten Aufenthalts 
ausgeschöpft sein. Die Härtefallkommis-
sion beschäftigt sich nicht mit Gründen, 
die bereits durch eine Behörde oder ein 
Gericht geprüft worden sind. Von Rele-
vanz sind in erster Linie nachgewiesene 
Integrationsleistungen. Wert gelegt wird 
auf die sprachliche, wirtschaftliche, sozi-
ale und kulturelle Integration. 

 

Den Vorsitz der Härtefallkomission hat 
der Sächsische Ausländerbeauftragte 
inne. Er hat großen Einfluss darauf, wel-
che Anträge überhaupt angenommen o-
der positiv beschieden werden. Wir 
mussten feststellen, dass sich der Auslän-
derbeauftragte seit dem Amtsantritt des 
aktuellen Vorsitzenden kaum mehr mit 
den Belangen von in Sachsen lebenden 
Ausländer*innen auseinandersetzt. Der 
Sächsische Flüchtlingsrat e.V. als Mit-
glied der Sächsischen Härtefallkommis-
sion ist ernüchtert über die Entwicklung, 
die die Kommission seit 2014 unter-
nimmt. Vor allem die beinahe vollzogene 
Abschiebung einer Familie aus Wald-
heim am 01. Dezember 2016, deren Fall 
der Sächsischen Härtefallkommission 
vorlag, hat große Verunsicherung her-
vorgerufen. Unmittelbare Rückführungs-
maßnahmen sind nach §4 Abs. 5 Sächsi-
sche Härtefallkommissionsverordnung 
(SächsHFKVO) legalerweise ausgesetzt; 
nur durch den persönlichen Einsatz des 
Waldheimer Bürgermeisters konnte ver-
hindert werden, dass Behördenversagen 
rechtswidrige und für die Betroffenen fa-
tale Ausmaße annahm. 
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Der Abschiebestopp 

 

§60a Abs. 1 AufenthG: Abschiebestopp 

 

Im Falle akuter Katastrophen im Zielstaat 
kann ein Abschiebestopp für längstens 
drei Monate durch das Landesinnenmi-
nisterium verhängt werden, eine Dul-
dung erfolgt auf Grund §60a Abs. 1 Auf-
enthG. Ein Anspruch besteht nicht. Hilf-
reich kann hier öffentlicher Druck sein, 
der Sächsische Flüchtlingsrat e.V. unter-
stützt gern Initiativen und Netzwerke in 
Sachsen, dafür bitte an pr@sfrev.de 
schreiben oder bei der Öffentlichkeitsar-
beit anrufen: 0351/ 33 22 52 35. 

 

Im Paragraphen findet sich auch ein Ver-
weis auf §23 AufenthG. Hier kann die 
oberste Landesbehörde anordnen, dass 
Menschen bestimmter Staatsbürger-
schaft oder bestimmter Gruppenzugehö-
rigkeit ein Aufenthalt gewährt werden 
kann. Die Aufnahme erfolgt aus völker-
rechtlichen oder humanitären Gründen 
oder wenn politische Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland gewahrt wer-
den sollen. 

 

Abschiebestopp für Rom*nja 

 

Der Sächsische Flüchtlingsrat e.V. fordert 
im Falle der Rom*nja, zumeist aus den 
Westbalkanstaaten geflohen, eine solche 
Aufenthaltsgewährung von der sächsi-
schen Landesregierung ein. Die Lage der 
Rom*nja in den Westbalkanstaaten ist 
durch Verfolgung und Diskriminierung 
gekennzeichnet. Ihre politische und sozi-
ale Exklusion bedingt übermäßige Armut 
mit Folgen für Gesundheit und Lebenser-

wartung. Völkerrechtliche und humani-
täre Gründe sind gegeben, das politische 
Interesse ergibt sich aus der historischen 
Verantwortung der Bundesrepublik als 
Rechtsnachfolgerin des Deutschen 
Reichs für die im Porajmos begangenen 
Verbrechen. Der Völkermord an den 
Sint*ezze und Rom*nja wird heute auch 
von hochoffizieller Seite betrauert, ein 
Mahnmal wurde in Berlin errichtet. Dass 
das Erinnern aber nicht in konkrete Ver-
besserungen in der Lebenssituation vor 
allem der europäischen Rom*nja mün-
det, ist ein Versagen der europäischen 
Gemeinschaft im Allgemeinen und der 
Bundesrepublik im Besonderen. Es 
grenzt im Jahr 2017, also 72 Jahre nach 
Ende des Zweiten Weltkriegs und der Be-
freiung des Konzentrations- und Ver-
nichtungslagers Auschwitz-Birkenau am 
27. Januar 1945, nahezu an Hohn. Den 
Landesinnenministern wäre es ein Leich-
tes, den §23 AufenthG anzuwenden. 

 

Hinweise zu medizinischen Gutachten 

 

Der zentrale Paragraph hier ist §60a Abs. 
2c AufenthG. Auch dieser wurde durch 
das Asylverfahrensbeschleunigungsge-
setz vom Oktober 2015 massiv ver-
schärft. So wird jetzt pauschal vermutet, 
dass der Abschiebung gesundheitliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Der*die 
Betroffene muss nun seine*ihre Erkran-
kung „glaubhaft machen“, also durch eine 
ärztliche Bescheinigung zu zertifizieren. 
Dabei sind die Ansprüche an die Beschei-
nigung und damit der Arbeitsaufwand 
für Ärzt*innen enorm gestiegen. Der 
Deutsche Anwaltsverein schreibt hierzu: 
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„Der Schutz der körperlichen Unver-
sehrtheit ist von verfassungswegen ef-
fektiv zu gewährleisten. Dies verbietet 
dem Gesetzgeber auch Verfahrensregeln, 
die dieser Gewährleistung entgegenste-
hen. Daher kann der Schutz nicht davon 
abhängig gemacht werden, dass eine be-
stimmte Art der ärztlichen Bescheini-
gung vorgelegt wird. Ein Fehlen einer 
solchen Bescheinigung lässt eine lebens-
bedrohliche Abschiebung nicht verfas-
sungsgemäß werden. Es bleibt auch hier 
beim Amtsermittlungsgrundsatz [d.h. die 
Verpflichtung einer Behörde, die Gründe 
für jede Entscheidung zu benennen und 
den Sachverhalt ohne Antrag aufzuklä-
ren]“ (DAV 2016: 15) 

 

Grundrechte, wie das Recht auf körperli-
che Unversehrtheit, sind absolut und 
nicht durch politische Ziele, wie hohe Ab-
schiebezahlen, relativierbar. Dies ist eine 
verfassungswidrige Regelung und macht 
– sollte der politische Wille die Rück-
nahme weiterhin unwahrscheinlich er-
scheinen lassen – ein Normenkontroll-
verfahren beim Bundesverfassungsge-
richt zu den Asylrechtsverschärfungen 
seit 2015 umso notwendiger. 

 

Psychotherapeutische Gutachten spie-
len in §60a Abs. 2c AufenthG leider nur 
eine marginale bis keine Rolle, da der Pa-
ragraph die Einschränkung „ärztliche Be-
scheinigung“ zulässt. §1 Abs. 3 Psycho-
therapeutengesetz über die wissen-
schaftlich anerkannte Ausübung psycho-
therapeutischer Verfahren lässt laut 
Deutschem Anwaltsverein keine Zweifel 
an der Qualifikation approbierter Psy-
chotherapeut*innen zu. 

Die Attestierung einer Posttraumatische 
Belastungsstörung (PTBS) durch eine*n 

Psychotherapeut*in kann also nicht be-
ziehungsweise nur auf sehr unwahr-
scheinlichem Wege zu einer Duldung 
führen. Wenn eine Ärztin oder ein Arzt 
ein solches Gutachten ausstellt, sollte 
dies so detailliert wie möglich sein, da 
sich Ausländerbehörden bei PTBS enorm 
skeptisch zeigen. 

Wenn aber ein psychotherapeutisches 
Gutachten vorliegt, sollte es auch einge-
reicht werden. Es gibt Urteile von Ver-
waltungsgerichten, die die Stellung von 
psychotherapeutischen Gutachten stär-
ken. Beispielsweise argumentierte das 
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen, dass Psychotherapeut*innen 
durchaus „aufgrund ihrer fachlichen 
Qualifikation befähigt [sind], psychische 
Erkrankungen, mithin auch posttrauma-
tische Belastungsstörungen, zu diagnos-
tizieren.“ (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 
19. Dezember 2008, Az. 8 A 3053/08.A). 
Auch hier gilt wieder: sucht eine Bera-
tungsstelle auf. Andere Gerichte können 
anders entscheiden. 

Zu beachten ist, dass amtsärztlichen 
Gutachten ein stärkeres Gewicht einge-
räumt wird, dies muss die Ausländerbe-
hörde aber begründen. PTBS kann erst 
nach längeren Therapiezeiträumen diag-
nostiziert werden, dies stellt meist schon 
ein Problem dar, vor allem weil die Aus-
länderbehörde vermuten könnte, 
der*die Betroffene könnte sein*ihr Ab-
schiebehindernis herbeiführen wollen. 
Hinzu kommt, dass allein schon die An-
kündigung der Abschiebung eine Retrau-
matisierung indizieren kann. Wird diese 
diagnostiziert, stellen Ausländerbehör-
den häufig erneut unbegründete Ver-
dächtigungen an (vgl. Hofmann 2016: 
945ff). 
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Die ärztliche Bescheinigung muss fol-
gende Voraussetzungen erfüllen: 

• die tatsächlichen Umstände, auf 
deren Grundlage eine fachliche 
Beurteilung erfolgt ist 

• die Methode der Tatsachenerhe-
bung 

• die fachlich-medizinische Beur-
teilung des Krankheitsbildes (Di-
agnose) 

• der Schweregrad der Erkrankun-
gen und die Folgen, die sich nach 
ärztlicher Begleitung aus der 
krankheitsbedingten Situation 
voraussichtlich ergeben 

Neben diesen ausgesprochen hohen An-
forderungen an die ärztliche Bescheini-
gung muss das Gutachten „unverzüglich“ 
der Ausländerbehörde zugesandt wer-
den. Der Niedersächsische Flüchtlingsrat 
schreibt, unverzüglich sei im Sinne von 
zwei Wochen zu verstehen. Erfolgt die 
Zusendung an die Ausländerbehörde 
nicht innerhalb dieser Frist, darf die Aus-
länderbehörde die Bescheinigung nicht 
mehr berücksichtigen! Liegen anderwei-
tig tatsächliche Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer lebensbedrohlichen oder 
schwerwiegenden Erkrankung vor, die 
sich durch die Abschiebung wesentlich 
verschlechtern würde, kann von dieser 
Regelung abgewichen werden. Auch 
wenn begründet werden kann, dass un-
verschuldet verspätet zugesandt wurde, 
gilt eine Ausnahmeregelung. Die Beschei-
nigung wird nicht berücksichtigt, wenn 
der Aufforderung zu einer amtsärztli-
chen Untersuchung nicht nachgekom-
men wird, der *die Betroffene ist auf 
diese Pflichten sowie die Folgen bei Ver-
letzung hinzuweisen. 

 

Die Anforderungen an ärztliche Atteste 
hat der Rechtsanwalt Henning J. Bahr 

noch einmal zusammengefasst, veröf-
fentlicht vom AnwälteHaus. Zu finden 
hier. 

Wie bereits angesprochen sind ziel-
staatsbezogene Abschiebehinder-
nisse durch gesundheitliche Gründe 
feststellbar, der Gesetzgeber hat aller-
dings den entsprechenden §60 Abs. 7 
Satz 2 AufenthG erheblich verschärft. So 
müssen die Krankheiten inzwischen 
schon lebensbedrohlich oder schwerwie-
gend sein, damit das Abschiebehindernis 
auf Grund einer zu erwartenden Ver-
schlechterung des Gesundheitszustandes 
wegen der medizinischen Versorgung im 
Zielland festgestellt werden kann. Der 
Gesetzgeber beschließt pauschal, dass 
die medizinische Versorgung im Zielstaat 
nicht der Versorgung der Bundesrepub-
lik entsprechen muss (Satz 3). Außerdem 
genügt es, wenn die medizinische Versor-
gung nur in einem Teil des Zielstaates 
verfügbar ist, damit die Abschiebung 
vollzogen werden kann. Der Deutsche 
Anwaltsverein hält diese Regelungen in 
einer Stellungnahme zum im Oktober 
2015 in Kraft getretenen Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetz für verfassungs-
widrig und verweist auf Artikel 2 GG zur 
körperlichen Unversehrheit. 

 

Obwohl es diese Einschränkungen gibt: 
das Recht auf körperliche Unversehrt-
heit ist absolut. Es kann nicht sein, dass 
es durch einen unmenschlichen Paragra-
phen ausgehöhlt wird. Der Sächsische 
Flüchtlingsrat e.V. will dies problemati-
sieren, dafür ist aber eine umfassende 
Dokumentation nötig, um in der Öffent-
lichkeit argumentieren zu können. Mit ei-
ner kritischen Zahl an Einzelfällen lässt 
sich beständig öffentlicher Druck auf-
bauen. Wir sind hier auf eure Mithilfe an-
gewiesen. Noch einmal die Kontaktdaten 
der Öffentlichkeitsarbeit: pr@sfrev.de // 
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0351 / 33 22 52 35. Da es sich hier um 
besonders sensible Daten handelt, sollte 
nach der ersten Kontaktaufnahme ver-
schlüsselt kommuniziert werden. 

 

Kirchenasyl 

 

Kirchenasyl macht in erster Linie bei 
Dublin-Fällen Sinn. Da eine sechsmona-
tige Frist für die Abschiebung in den EU-
Mitgliedsstaat gilt, ist Deutschland nach 
Ablauf der Frist für die Prüfung des Asyl-
verfahrens zuständig. Im Kirchenasyl, in 
dem meist allerdings die Bewegungsfrei-
heit stark eingeschränkt ist, kann eine 
solche Frist ausgeharrt werden. 

 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist die 
Unterscheidung in Dublin-Fälle und jene 
Fälle, die unter die sogenannte Drittstaa-
tenregelung fallen. Ein Dublin-Fall liegt 
vor, wenn ein*e Schutzsuchende*r einen 
Asylantrag stellt, in Deutschland das 
BAMF den Antrag aber als unzulässig ab-
lehnt da ein anderer EU-Mitgliedsstaat 
laut Dublin-Verordnung zuständig ist. 
Dublin-Verfahren finden in folgenden 
Fallkonstellationen statt: 

 

• Wenn in einem anderen Dublin-
Staat noch ein Asylverfahren läuft. 

• Wenn der Asylantrag in einem an-
deren Dublin-Staat abgelehnt 
wurde. 

• Wenn ein anderer Dublin-Staat ei-
nen nationalen Schutzstatus hat 
und der Asylantrag abgelehnt 
wurde. 

• Wenn bisher kein Asylverfahren 
in irgendeinem Dublin-Staat er-
öffnet wurde, der*die Betroffene 

aber durch einen anderen Dublin-
Staat reiste. 

Die Drittstaatenregelung dagegen greift 
bei Menschen, die in einem Dublin-Staat 
als Flüchtlinge im Sinne der Genfer 
Flüchtlingskonvention anerkannt wur-
den oder den subsidiären Schutzstatus 
erhalten haben. Kirchenasyl ist in diesen 
Fällen nicht sinnvoll. 

 

Beratung zu Kirchenasyl bietet in Sach-
sen unter anderem der Ausländerbeauf-
tragte der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Sachsens, Albrecht Engel-
mann, an. Der Kontakt findet sich hier. 

 

Kirchenasyl könnte übrigens durch die 
geplante Reform der Dublin-Verordnung 
der EU, bekannt als Dublin IV, obsolet 
werden. Genau diese sechsmonatigen 
Fristen sollen dann abgeschafft werden. 
Ein Zuständigkeitswechsel zwischen den 
Mitgliedsstaaten wird somit ausge-
schlossen. Die EU wird so das Phänomen 
der refugees in Orbit in Kauf nehmen. Ge-
flohene Menschen können auch nach Jah-
ren noch in Länder wie Bulgarien, Un-
garn oder Italien abgeschoben werden – 
alles Länder, die überfordert sind und/o-
der aktiv Menschenrechtsverletzungen 
an Schutzsuchenden begehen. Indem die 
EU-Mitgliedsstaaten die Verantwortung 
für Schutzsuchende zerstreuen, werden 
Menschen nur dort Zugang zu Asylver-
fahren haben, in denen keine menschen-
würdigen Überlebenschancen vorherr-
schen. PRO ASYL informiert hier umfas-
send zu Dublin IV und der Kritik daran. 
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Sind alle Optionen erschöpft… 

 

…und der*die Betroffene ist unmittelbar 
von Abschiebung bedroht, gilt es, fol-
gende Hinweise im Hinterkopf zu behal-
ten: 

 

Geflüchtete, die mit Abschiebung kon-
frontiert werden, sind nach wie vor freie 
Menschen! Auch wenn die Polizei als zu 
mächtig erscheint, können sie nach wie 
vor widersprechen, eigene Entscheidun-
gen treffen und sich frei bewegen. Dabei 
benötigen sie Unterstützung. 

 

Wünsche und Pläne der Betroffenen 
ernst nehmen, aber auch Grenzen und Ri-
siken aufzeigen und akzeptieren. Ab-
schiebungen sind häufig traumatisie-
rend, vor allem für Kinder. Aktionen 
durch Unterstützer*innen sollten daher 
immer mit den Betroffenen abgespro-
chen werden. 

 

Öffentlich Stellung beziehen: Im Be-
kanntenkreis oder in der Öffentlichkeit 
mit Redebeiträgen, Leserbriefen, De-
monstrationsteilnahmen auf das Prob-
lem aufmerksam machen und gegen Ab-
schiebungen einstehen. Die Öffentlich-
keitsarbeit des Sächsischen Flüchtlings-
rats e.V. unterstützt derlei Anliegen. Un-
ser Ziel ist eine umfassende Dokumenta-
tion von Abschiebungen, um sie als staat-
lichen Gewaltakt problematisieren zu 
können. 

 

Die Nummer unserer Asylberatung in 
Dresden auf dem Dammweg 4 lautet 
0351/ 33 22 12 73, die der Asylberatung 
in Chemnitz auf der Henriettenstraße 5 

0371/ 90 31 33. Unsere Mitarbeiter*in-
nen beantworten gern weitere Fragen 
und vereinbaren gegebenenfalls einen 
Beratungstermin. 

 

Abschiebungen nach Afghanistan 

 

Im Zusammenhang mit der im Dezember 

2016 erstmals seit zwölf Jahren stattge-

fundenen Sammelabschiebung nach Af-

ghanistan hat PRO ASYL wichtige Hin-

weise für die Anhörung zusammenge-

stellt, zu finden hier. Vor dem Hinter-

grund immer weiterer Abschiebungen 

nach Afghanistan hat der Bayerische 

Flüchtlingsrat Hinweise auf Dari und 

Paschtu zusammengefasst. Weitere Hin-

weise in Deutsch, Englisch und Farsi auf 

unserer Website.  

 

Abschiebungen aus Schulen 

 

In Bayern häufen sich in letzter Zeit Fälle 
von Abschiebungen, bei denen die Polizei 
und Ausländerbehörden in den Schulen 
erscheinen, um betroffene Schüler*innen 
aus dem Unterricht holen zu lassen. Da-
her hat die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft zusammen mit dem 
Münchner Anwalt Hubert Heinold einen 
rechtlichen Leitfaden erstellt, damit sich 
Lehrkräfte rechtssicher gegen die dann 
geforderte Mitwirkung zur Wehr setzen 
können. Der Leitfaden hier. 

 

Verwendete Quellen 

 

Der „Leitfaden für Flüchtlinge“ des 
Flüchtlingsrats Niedersachsen gibt einen 
sehr detaillierten und umfassenden 
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Überblick über die hier vorgestellten 
Aufenthaltstitel und Möglichkeiten zur 
Erlangung einer Duldung und informiert 
über weitere wichtige Aspekte, die ge-
flüchtete Menschen betreffen. Ausführ-
lich wird beispielsweise auf das Asylver-
fahren eingegangen. Ein Großteil der hier 
wiedergegebenen Informationen basiert 
auf dem Leitfaden. Hier der Link. 

 

Hofmann, Rainer M., Hrsg. (2016): No-
mosKommentar Ausländerrecht, Nomos 
Verlagsgesellschaft: Baden-Baden 

 

Deutscher Anwaltsverein, Hrsg. (2016): 
Stellungnahme 4/2016 zur Einführung 
beschleunigter Asylverfahren (Asylpaket 
II), URL: https://anwaltver-
ein.de/de/newsroom/sn-4-16-zum-ge-
setzentwurf-der-bundesregierung-zur-
einfuehrung-beschleunigter-asylverfah-
ren-33981 (Zugriff am 02.01.2017)



Informationen zu Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam 
 

 

28 

Informationen zu 
Abschiebungshaft 
und Ausreisege-
wahrsam 

 

Was ist Abschiebungshaft? 

 

Abschiebungshaft ist das härteste Mittel 
zur „Sicherung der Abschiebung“, wenn 
Menschen vollziehbar ausreisepflichtig 
sind und Bundespolizei bzw. die Abschie-
bung organisierende Ausländerbehörde 
den Eindruck haben, dass sich eine Per-
son der Abschiebung entziehen will. Sie 
kann sowohl angewendet werden, wenn 
eine Abschiebung in ein Herkunftsland 
angeordnet ist als auch, wenn eine Zu-
rückschiebung in einen europäischen 
Staat laut Dublin-III-Verordnung vorge-
sehen ist. Da Haft den stärksten Zugriff 
auf eine Person darstellt, muss sie rich-
terlich verordnet werden. Dazu stellen 
Ausländerbehörden und Bundespolizei 
Anträge bei den zuständigen Amtsgerich-
ten. 

 

Abschiebungshaft wird durch §62 Auf-
enthG geregelt. 

 

In Sachsen wurden im Jahr 2013 232 Per-
sonen in Abschiebungshaft genommen 
(Quelle: dnn). Gerade in Sachsen sind die 
Mehrzahl der in Abschiebungshaft ge-
nommenen Menschen beim Grenzüber-
tritt ohne gültige Übertrittspapiere bzw. 
Aufenthaltspapiere für die BRD aufge-
griffen worden. Weil sie über keinen fes-
ten Wohnsitz verfügten, wurde ange-

nommen, dass nur durch die Inhaftie-
rung der behördliche Zugriff und somit 
die Abschiebung gesichert werden kann. 
Ein anderer Grund für eine Inhaftierung 
kann sein, dass ein Aufenthaltstitel aus-
läuft (bspw. durch negativ beschiedenen 
Asylantrag) und eine Person nicht „frei-
willig“ ausreist. 

 

In der JVA Dresden wurde bis Dezember 
2013 in 24 Haftplätzen Abschiebungshaft 
für Männer durchgeführt. Dies war je-
doch auf Basis der Rückführungsrichtli-
nie (Richtlinie 2008/115/EG des europä-
ischen Parlaments) seit Dezember 2008 
rechtswidrig. Die Richtlinie schreibt eine 
Trennung der Straf- und Untersuchungs-
gefangenen von den Abschiebungsgefan-
genen vor („Trennungsgebot“). Dies 
führte zu deutlichen Einschränkungen 
der Haftbedingungen bzgl. Kommunika-
tionsmöglichkeiten (Verbot von privaten 
Handys), „Freizeit“- und Besuchsmög-
lichkeiten. Seit Dezember 2013 werden 
Abschiebungsgefangene, deren Haft von 
Sächsischen Behörden veranlasst wurde, 
jedoch in Berlin Köpenick und Eisenhüt-
tenstadt (Brandenburg) untergebracht. 

 

Die Broschüre „Schutzlos hinter Gittern“ 
von Pro Asyl gibt eine Übersicht (Stand 
2013) über die Haftbedingungen im Be-
reich der Abschiebungshaft für die ge-
samte BRD. Die Flüchtlingsräte Branden-
burg und Schleswig-Holstein sowie die 
Humanistische Union erläutern in der 
Broschüre „Haft ohne Straftat“ Fakten 
und Argumente gegen die Abschiebungs-
haft. 
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Was ist der Unterschied zwischen Ab-

schiebehaft und Ausreisegewahrsam? 

Der Dresdner Hammerweg. Hier sollen Ausreisegewahr-
sam und Abschiebehaft vollzogen werden. 

 

Der auffälligste Unterschied ist die Haft-
dauer: vier Tage sind es maximal beim 
Ausreisegewahrsam, bis zu zwölf Monate 
bei der Abschiebehaft (in der Praxis län-
ger). Während beim Ausreisegewahrsam 
die Abschiebung tatsächlich kurz bevor-
stehen muss, die Ausländerbehörde also 
Papiere, Flüge usw. organisiert haben 
muss, ist dies bei der Abschiebehaft nicht 
erforderlich, es muss noch nicht einmal 
über die Entscheidung zur Ausweisung 
getroffen worden sein (Vorbereitungs-
haft). Anderenfalls kann ein Mensch auch 
dann in Abschiebehaft kommen, wenn 
er*sie wegen unerlaubter Einreise voll-
ziehbar ausreisepflichtig ist, eine Ab-
schiebungsanordnung nach §58a Auf-
enthG ergangen ist, die Ausländerbe-
hörde den Aufenthaltsort des Menschen 
nicht ausfindig machen kann, der Mensch 
bei einem angekündigten Abschiebungs-
termin nicht angetroffen wurde, er*sie 
sich in sonstiger Weise der Abschiebung 
entzogen hat oder Fluchtgefahr besteht 
(Sicherungshaft).  

Beim Ausreisegewahrsam dagegen muss 
die Ausreisefrist abgelaufen sein und ge-
setzliche Mitwirkungspflichten müssen 

verletzt und über Identität oder Staats-
angehörigkeit getäuscht worden sein. 
Der bundesdeutsche Paragraph 62b Auf-
enthG, der den Ausreisegewahrsam er-
möglicht, ist aber selbst schon problema-
tisch. Der §2 Abs. 14 im Aufenthaltsge-
setz definiert den Tatbestand der Flucht-
gefahr. Während die Regelungen zur Ab-
schiebehaft hierauf Bezug nehmen, um-
geht der §62b zum Ausreisegewahrsam 
diese Definition der Fluchtgefahr. Will-
kür bei der Verhängung des Ausreisege-
wahrsams ist zumindest zu befürchten. 

 

Der Ausreisegewahrsam in Sachsen 

 

Am 17. Mai 2017 beschloss der Landtag 
mit den Stimmen von CDU und SPD das 
Gesetz zum Vollzug des Ausreisegewahr-
sams. Es ist zunächst ein Provisorium 
welches durch ein umfassenderes Gesetz, 
was auch die Abschiebehaft regeln soll, 
abgelöst wird. Ein Appell an die Mitglie-
der des Landtags, dem Gesetz nicht zuzu-
stimmen, zeitigte keine Wirkung. 

 

Erstmals sollen in Sachsen Menschen in 
den Ausreisegewahrsam genommen 
werden. Ausreisegewahrsam betrifft 
Menschen, die geflüchtet sind und nun in 
genau jene Länder abgeschoben werden 
sollen, in denen ihnen Verfolgung, Not, 
Diskriminierung und durch strukturelle 
Ausgrenzung bedingte Armut droht. Aus-
reisegewahrsam betrifft zudem die In-
haftierung von Schutzberechtigen, von 
Kindern und Kranken sowie von Fami-
lien, die die Landesregierung beabsich-
tigt, notfalls auch zu trennen. Die sächsi-
sche Landesregierung muss das bundes-
deutsche Aufenthaltsgesetz nicht anwen-
den. Sie hat durchaus die Option, politi-
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schen Druck gemeinsam mit den Regie-
rungen von Bundesländern wie Schles-
wig-Holstein oder Rheinland-Pfalz aufzu-
bauen, um die Paragraphen 62, 62a und 
62b zu Abschiebehaft, deren Vollzug und 
Ausreisegewahrsam im Aufenthaltsge-
setz zu streichen. Die geplante Umset-
zung beider Instrumente, so wie sie das 
Sächsische Ausreisegewahrsamsvoll-
zugsgesetz momentan vorsieht, wider-
spricht der UN-Kinderrechtskonvention, 
der EU-Rückführungsrichtlinie, dem 
Grundgesetz und selbst dem bundes-
deutschen Aufenthaltsgesetz. Eine Asyl-
rechtsverschärfung jagt die nächste, den 
Forderungen von rechts soll vorausei-
lend der Wind aus den Segeln genommen 
werden, bevor die Gesetze überhaupt 
Wirkung zeigen können. Menschlichkeit 
kann bei diesem Tempo nicht Schritt hal-
ten. Die ultima ratio – Abschiebehaft und 
Ausreisegewahrsam – werden in Geset-
zesform gegossen, mildere Alternativen, 
wie engmaschige Fallbetreuungen, wer-
den nicht berücksichtigt. Wir appellieren 
an die Abgeordneten des Sächsischen 
Landtages, dem Sächsischen Ausreisege-
wahrsamsvollzugsgesetz bei der Abstim-
mung nicht zuzustimmen und zu verhin-
dern, dass weitere moralische und legale 
Grenzen in Sachsen eingerissen werden. 

 

Unsere Kritik und Forderungen fußen auf 
folgenden Punkten: 

 

• Es bestehen erhebliche Zweifel an 
den seit 2015 vorgenommenen 
Asylrechtsverschärfungen. An-
stelle diese auf Landesebene um-
zusetzen und voranzutreiben, 
sollten die politisch Verantwortli-
chen ein Normenkontrollverfah-
ren beim Bundesverfassungsge-
richt anstreben, in diesem Sinne 

ist die Anwendung des Ausreise-
gewahrsams in Sachsen zu ver-
meiden. 

• Die Besuchsrechte von Familien 
und Angehörigen, Anwält*innen 
und einschlägigen NGOs müssen 
gewahrt werden und in der Praxis 
tatsächlich Anwendung finden. 

• Das Strafvollzugsgesetz gilt für 
Straftäter*innen. Die Menschen, 
um die es sich hier handelt, haben 
keine Straftat begangen. Warum 
ein Generalverweis auf das Straf-
vollzugsgesetz, wie er im Ausrei-
segewahrsamsvollzugsgesetz zu 
finden ist, problematisch ist, zeigt 
sich an zahlreichen Punkten: er 
unterschlägt die Notwendigkeit 
von sozialberatenden, psychoso-
zialen und -therapeutischen An-
geboten, die Rechte schutzbedürf-
tiger Personen sowie das Recht 
auf Brief- und Fernmeldegeheim-
nis. Der Ausreisegewahrsam 
droht zur absoluten “Blackbox” zu 
werden. Allein die mindestens 
acht Suizidversuche in deutschen 
Abschiebehaftanstalten seit 2012 
zeigen, mit welcher Sensibilität 
hier vorgegangen werden muss 
und wie wichtig Transparenz ist. 
Wir erinnern daran, dass die Men-
schen kurz vor ihrer Abschiebung 
stehen, daher sind Retraumatisie-
rungen unter Haftbedingungen 
wahrscheinlich. 

• Verwaltungsgerichte müssen 
stärker in die umfassende Prü-
fung der Haftgründe einbezogen 
werden, außerdem ist die offene 
Frage zu anhängigen Verfahren zu 
klären. Eine Rechtspflege muss 
ständig präsent sein. 

• Mit der Inhaftierung Minderjähri-
ger wird Sachsen gegen die UN-
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Kinderrechtskonvention versto-
ßen, ihrer Schulpflicht nach Arti-
kel 7 des Grundgesetzes werden 
die Kinder auch nicht nachkom-
men können. Auch Artikel 6 wird 
erneut von der Landesregierung 
relativiert, die Trennung von Fa-
milien soll um ein weiteres Instru-
ment ermöglicht werden. 

 

Ein Änderungsantrag von CDU und SPD 
hatte zum Ziel, den Ausreisegewahrsam 
zu „verbessern“. Das soll dann so ausse-
hen: 

 

• Der Situation und den Belangen 
schutzbedürftiger Personen soll 
„besondere Aufmerksamkeit“ ge-
widmet werden. Was das heißen 
soll, wird nicht definiert. 

• Familien und unbegleitete min-
derjährige sollen getrennt inhaf-
tiert werden – was nichts daran 
ändert, dass Familien und unbe-
gleitete Minderjährige inhaftiert 
werden. 

• Ein Beirat mit zwei zivilgesell-
schaftlichen Vertreter*innen soll 
Kontrolle und Transparenz des 
Ausreisegewahrsams gewährleis-
ten. Ein uneingeschränktes Be-
suchsrecht für Anwält*innen und 
NGO-Mitarbeiter*innen wurde 
hiermit nicht geregelt. 

 

Der Ausreisegewahrsam bedeutet nicht 
nur die Einschränkung von Grundrech-
ten – Grundrechte werden verletzt.  

Den vollständigen Appell findet ihr hier. 
Er wurde per E-Mail an die Mitglieder des 
Landtags sowie zur Kenntnis an die säch-

sischen Bundestagsabgeordneten ge-
schickt. Eine Problematisierung zum Än-
derungsantrag ist hier zu finden 

. 

 

„Flucht ist kein Verbrechen“ – Protest gegen die Zustimmung 
zum Ausreisegewahrsam vorm Sächsischen Landtag am 17. 
Mai 2017 
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Presseberichterstat-
tung  

 

Abschiebepra-

xis Allgemein 

 

In einer gemeinsamen Pressemitteilung 
kritisieren die Bundesarbeitsgemein-
schaft PRO ASYL und der Sächsischen 
Flüchtlingsrats e.V. die sächsische Ab-
schiebepraxis als brutal, Familie und Ge-
sundheit zählen in Sachsen nichts: 

 

http://www.sz-online.de/sachsen/ab-
schiebepraxis-in-der-kritik-
3424509.html (20.06.16) 

 

Ein Bericht zu den aktuellen Abschiebe-
zahlen, die sich im Jahr 2016 nahezu ver-
doppelt haben:  

http://www.mdr.de/sachsen/aktuelle-
abschiebezahlen-sachsen-100.html 
(05.02.17) 

 

Dass Familien nun auch forciert getrennt 
werden, griff die dpa auf: 

 

http://www.sz-online.de/sach-

sen/fluechtlingsrat-beklagt-familien-

trennung-durch-abschiebung-

3635116.html (14.03.17) 

 

Gegen Abschiebungen protestierten am 

28. Juni 2017 100 Menschen am Flugha-

fen Leipzig/ Halle. Aufgerufen hatte das 

Aktionsnetzwerk Protest LEJ. Ursprüng-

lich sollte von dort aus eine Abschiebung 

nach Afghanistan am selben Tag stattfin-

den: http://www.lvz.de/Leipzig/Loka-

les/Demo-gegen-Abschiebungen-am-

Leipziger-Flughafen (28.06.17) 

 

Zum Ausreisegewahrsam berichteten 

im Mai mehrere Medien 

 

Der Protest des SFR vorm Landtag wurde 

hier angekündigt: 

http://www.mdr.de/sachsen/protest-

gegen-geplantes-abschiebegesetz-sach-

sen-angekuendigt-100.html (17.05.17) 

 

Die Positionen der Fraktionen wurden 

hier wiedergegeben: 

http://www.mdr.de/nachrichten/poli-

tik/regional/abschiebegewahrsam-

sachsen-100.html (17.05.17) 

 

Im Interview mit den Freien Radios 

konnte der SFR seine Position vollum-

fänglich umreißen: http://www.freie-ra-

dios.net/83096 (19.05.17) 

 

Praxis der „alternativen Dokumente“ 

anstelle von Duldungen 

 

https://mephisto976.de/news/vor-

wurf-gegen-auslaenderbehoerden-

60567 (11.05.17) 

 

Auch Luan Zejneli, dessen Fall der Säch-

sische Flüchtlingsrat in die Härtefallkom-

mission einreichte, war von der Praxis 

betroffen. Die Leipziger Internetzeitung 

berichtete: http://www.l-iz.de/le-
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ben/gesellschaft/2017/05/Fluechtlings-

organisationen-werfen-saechsischen-

Auslaenderbehoerden-rechtswidriges-

Verhalten-vor-177093 (12.05.17) 

 

Härtefallkommission 

 

Der Leipziger Schüler Luan Zejneli sollte 

nach seinem 18. Geburtstag abgeschoben 

werden. Dank der Solidarität seiner Mit-

schüler*innen wurde öffentlicher Druck 

erzeugt. Der SFR reichte den Fall in die 

Härtefallkommission ein. Diese stimmte 

positiv ab. 

 

http://www.l-iz.de/leben/gesell-

schaft/2017/05/Interview-mit-Benja-

min-Heinsohn-%E2%80%9ESein-

Glueck-kann-Luan-nur-in-Deutschland-

finden%E2%80%9C-177407 (18.05.17) 

 

http://www.lvz.de/Leipzig/Loka-

les/Luan-darf-bleiben-Leipziger-wird-

nicht-abgeschoben (19.05.17) 

 

Seitdem Geert Mackenroth Vorsitzender 

der Härtefallkommission ist, ist die Zahl 

der anerkannten Härtefälle gesunken. 

Die taz hat die Frage nach dem Warum 

aufgeworfen. 

https://www.taz.de/Asyl-und-Abschie-

bung/!5411684/ (06.06.17) 

 

Fall Bekir/ Kamberovikj 

 

Interview von Coloradio mit dem SFR, 
zum Ablauf der Abschiebung, der damals 

rechtlichen Situation der Familie sowie 
der Kritik am Behördenvorgehen: 

 

https://www.freie-radios.net/77344 
(27.05.16) 

 

Die Sächsische Zeitung berichtet und gibt 
wieder, die Landesdirektion habe keine 
Aussage mehr hinsichtlich des Verspre-
chens an Azbije Kamberovikj, eine*n Ärz-
tin oder Arzt zu sehen, treffen können. 

 

http://www.sz-online.de/nachrich-
ten/abschiebung-in-zwei-akten-
3409989.html (02.06.16) 

 

Über einen schief gegangenen Abschie-
beversuch in Riesa kurz nach der Tren-
nung der Familie Bekir/ Kamberovikj 
schreibt die Sächsische Zeitung. 

 

http://www.sz-online.de/nachrich-
ten/abschiebung-geht-schief-
3415990.html (09.06.16) 

 

Die Jungle World zitiert den Rechtsan-
walt der Familie, Oliver Nießing, und 
seine Gründe, warum die Abschiebung 
seiner Ansicht nach rechtswidrig war. 

 

http://jungle-world.com/arti-
kel/2016/24/54217.html (16.06.16) 

 

Das Migazin richtet den Fokus auf die 
Problematik der Staatenlosigkeit, die 
viele Rom*nja betrifft. Das Paradoxon 
von offiziell geförderter Erinnerungskul-
tur an den Porajmos und der nach wie 
vor stattfindenden antiromaistischen 
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Diskriminierung und Kriminalisierung 
ihres Protests taucht ebenso im Text auf. 

 

http://www.miga-
zin.de/2016/06/17/familientrennung-
bei-nacht-aber-die-lassen-dich-einfach-
nicht-normal-leben/ (17.06.16) 

 

MDR exakt zeigt die Lage der Familie in 
der Zeit, als die Abschiebung der in 
Deutschland verbliebenen Mitglieder 
noch im Raum stand. 

 

http://www.mdr.de/exakt/angst-vor-
abschiebung-100.html (29.06.16) 

 

Der Freitag hat intensiv mit Sami Bekir 
gesprochen und spiegelt vor allem die 
Lage der Familie wider, als sie noch in 
Mazedonien lebte. 

 

https://www.freitag.de/autoren/der-
freitag/als-tito-lebte-hatten-wir-noch-
rechte (13.10.16) 

 

Fall der Frau D. und ihrer Kinder 

 

Die Leipziger Internetzeitung kommen-
tiert die Trennung der Frau D. und ihres 
älteren Sohnes von dem Jüngeren als kla-
ren Verstoß gegen Grundgesetz und UN-
Kinderrechtskonvention: 

 

http://www.l-iz.de/melder/wortmel-
der/2016/06/zentrale-auslaenderbeho-
erde-sachsen-verstoesst-gegen-grund-
gesetz-und-verletzt-mehrfach-un-kin-
derrechtskonvention-139999 (01.06.16) 

 

Bericht von mephisto über die Abschie-
bung und Familientrennung und dem an-
schließenden rechtlichen Verfahren ge-
gen die Polizei, eingeleitet von Frau D. 
und finanziert vom Peperoncini e.V. 

 

http://mephisto976.de/news/familie-
durch-polizei-getrennt-56003 
(16.06.16) 

 

Migazin stellt die verschiedenen Sicht-
weisen auf die Abschiebung gegenüber. 

 

http://www.miga-
zin.de/2016/06/24/vollkommener-ab-
schieberausch-kranke-mutter-jaehri-
ger/ (24.06.16) 

 

Der kreuzer porträtiert die Geschichte 
von Frau D., ihre Gründe zur ersten 
Flucht aus Tschetschenien sowie zur 
zweiten aus Polen und ihr Leben und ihre 
Vorstellungen in Deutschland. 

 

http://kreuzer-
leipzig.de/2016/07/12/nicht-ohne-
ihre-kinder/ (12.07.16) 
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Kleine Anfragen 

 

29.01.15: Abschiebung einer 18-jähri-

gen Frau aus Leipzig 

 

Bereits 2015 wurden Familien getrennt. 
Eine junge Frau wird 18 Jahre alt. Mit 
Vollendung der Volljährigkeit wird sie 
abgeschoben und so von ihrer Familie ge-
trennt. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/616. 

 

14.06.16: Abschiebung einer Frau aus 

Grimma ohne ihren minderjährigen 

Sohn 

 

Der Fall der Frau D., wie unter Einzelfälle 
geschildert, wird hier behandelt. Unter 
der Vorgabe, dass die Trennung der Fa-
milie lediglich temporär hätte sein sollen, 
wird das Vorgehen von Polizei und Aus-
länderbehörde begründet. Das Grund-
recht auf Schutz der Familie wird relati-
viert, da die Abschiebung offensichtlich 
unbedingt vollzogen werden sollte. Die 
Gründe für Frau D., nicht nach Polen zu-
rückzukehren, spielten für die Erwägun-
gen der Ausländerbehörde keine Rolle. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/5205. 

 

14.06.16: Gesundheitsbedingte Ab-

schiebehindernisse 

 

Mit dem Asylpaket II, Ende Februar 2016 
im Bundestag beschlossen, können 

kranke Menschen wesentlich leichter ab-
geschoben werden. Die Verschärfungen 
zielstaatsbezogener und inlandsbezoge-
ner Abschiebungshindernisse werden 
wiedergegeben (s. Hinweise zu medizini-
schen Gutachten unter Rechtliche Hin-
weise). Eine nachweisliche Suizidgefahr 
wird im Einzelfall als Abschiebungshin-
dernis geprüft, heißt, die Beamt*innen 
der Ausländerbehörden stellen sich über 
medizinische Expertise. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/5267). 

 

24.06.16: Familientrennung durch Ab-

schiebung 

 

Bis zum 31. Mai 2016 wurden 10 Fami-
lien getrennt. In 2014 waren es seit Be-
ginn der statistischen Erfassung (17. Feb-
ruar 2014) fünf Familien, in 2015 waren 
es vier. Die Zahl der getrennten Familien 
wird in 2016 auf 20 Fälle steigen. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/5266). 

 

11.07.16: Vermutlich rechtswidrige Ab-

schiebung einer Familie am 09.06.2016 

 

Es wird die Abschiebung und Trennung 
der Familie Bekir/ Kamberovikj behan-
delt (siehe Einzelfälle). Aus Sicht der Lan-
desregierung war der gesamte Vorgang 
legal, den Vorwurf der Rechtswidrigkeit 
weist sie zurück. Valentin Lippmann geht 
auf die Staatenlosigkeit Sami Bekirs ein, 
für den Innenminister aber kein Grund, 
die Abschiebung auszusetzen. Ein Ein-
trag im mazedonischen Geburtenregister 
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genügt ihm, die Staatenlosigkeit Bekirs in 
Zweifel zu ziehen. 

Antwort des SMI auf Anfrage des Abge-
ordneten Valentin Lippmann, Bündnis 
90/ Die Grünen, Drs. 6/5476). 

 

11.08.16: Abschiebung 15 Asylsuchen-

der mit Krankentransport nach Maze-

donien 

 

Am 02. Juni 2016 werden in einem Sam-
melcharter 15 kranke Geflüchtete nach 
Mazedonien abgeschoben. Die fachmedi-
zinische Begleitung an Bord sicherte viel-
leicht die körperliche Unversehrtheit 
während des Fluges. Viel mehr aber si-
cherten die Kosten von 75.000 Euro (die 
damals vorläufig angegebenen Kosten) 
für den Charter dem Innenminister die 
Argumentationsgrundlage für eine vor-
gebliche Reisefähigkeit. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/5779). 

 

16.10.16: Abschiebung in den Kosovo 

am 20. September 2016 

 

Bei der Antwort dieser Anfrage wirft der 
Sächsische Flüchtlingsrat e.V. dem Innen-
minister vor, falsche Aussagen getätigt zu 
haben. In der zusammenfassenden Ant-
wort auf die Fragen 1 und 2 schreibt er, 
dass bei einer der Personen, bei der 
Krankheitsbilder vorlagen, eine fachärzt-
liche, das heißt, nicht amtsärztliche Stel-
lungnahme vorlag. In dieser fand sich 
nach Auffassung des Innenministers 
keine Aussage zur Reisefähigkeit der be-
troffenen Person. Der Sächsische Flücht-

lingsrat e.V. kann diese Aussage widerle-
gen, das fachärztliche Gutachten liegt 
ihm vor. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/6571) 

 

21.10.16: Familientrennungen durch 

Abschiebung seit Juni 2016 

 

Insgesamt wurden bis einschließlich 30. 
September 2016 19 Familien durch Ab-
schiebung getrennt. Polizist*innen haben 
keinen Ermessenspielraum, Trennungen 
von Familien zu vermeiden, lediglich die 
Zentrale Ausländerbehörde beziehungs-
weise die untere Ausländerbehörde ent-
scheiden. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/6618). 

 

14.11. & 17.11.16: Nachfragen zu Ab-

schiebung in den Kosovo am 20.09.16 

 

Ausländerbehörden beziehen ihre medi-
zinische Kompetenz und ihren Sachver-
stand zur Bewertung von Krankheitsbil-
dern aus Paragraphen. So die Ansicht des 
Innenministers. Er bestätigt noch einmal, 
dass es keine Anhaltspunkte für eine be-
stehende Reiseunfähigkeit gab. Wie be-
schrieben kann der Sächsische Flücht-
lingsrat e.V. dies widerlegen. Bei der Ant-
wort an Petra Zais schreibt der Innenmi-
nister außerdem, es wäre keine Suizidge-
fahr durch ein*e Ärzt*in festgestellt wor-
den. Auch dies widerspricht den uns vor-
liegenden Dokumenten. Die Fesselung ei-
nes Neunjährigen mit Handschellen wird 
bestätigt. 



Kleine Anfragen 
 

 

37 

Antworten des SMI auf Anfragen der Ab-
geordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/6860 und Petra Zais, Bündnis 90/ Die 
Grünen, Drs. 6/6864) 

 

18.11.16: Anwendung von unmittelba-

rem Zwang zum Vollzug der Abschie-

bung 

 

Es wird die Fesselung Minderjähriger bei 
Abschiebungen behandelt. Das Innenmi-
nisterium gibt die Rechtsgrundlagen wie-
der. Polizeiliche Zwangsmaßnahmen 
müssen demnach auch dem Alter der Be-
troffenen angemessen sein. Warum ein 
Trupp Polizist*innen einen Neunjährigen 
fesseln muss, bleibt damit unbeantwor-
tet. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Petra Zais, Bündnis 90/ Die 
Grünen, Drs. 6/6865) 

 

21.12.16: Abschiebung in den Kosovo 

am 30. November/ 1. Dezember 2016 

 

Es wird die Abschiebung von neun Men-
schen am 30. November und von 22 Men-
schen am 1. Dezember bestätigt. Bei ei-
ner Person wurde die Reisefähigkeit in 
einem fachärztlichen Gutachten bezwei-
felt. Ein*e Amtsärzt*in konnte diese 
Zweifel aber ausräumen. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/7231). 

 

27.01.17: Abschiebungen aus Sachsen 

im 4. Quartal 2016 

 

Das Innenministerium spricht hier von 
3.206 Abschiebungen im Jahr 2016. Der 
MDR berichtet dagegen von 3.377 Men-
schen. Auf Anfrage des Sächsischen 
Flüchtlingsrats e.V. bestätigt die Landes-
direktion Sachsen die Zahl von 3.377 
Menschen. Die Zahl 3.206 ist damit hin-
fällig. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/7768). 

 

13.02.17: Abschiebung in besonderen 

Fällen 

 

Die Zahl von 20 Familientrennungen im 
Jahr 2016 wird bekanntgegeben. Der In-
nenminister führt an, dass keine Statisti-
ken zur Abschiebung Schwangerer und 
attestiert Kranker geführt werden. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/8097) 

 

25.04.17: Berücksichtigung von Men-

schenrechten und rechtliche Grundla-

gen bei Abschiebungen 

 

Ein umfassender Fragenkatalog der 
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen wurde 
beantwortet – mit einigen Erkenntnissen 
aber auch einigen fragwürdigen Ausre-
den. Beispielsweise wird nicht erfasst, 
wie oft Pilot*innen einen Abschiebeflug 
verweigerten. Das dürfte kaum glaub-
würdig sein. „Reintegrationsprojekte“, 
die nach der Abschiebung ins Herkunfts-
land greifen sollen, förderte Sachsen mit 
nicht weniger als 52.231,05 Euro für die 
Jahre 2015 und 2016. Risikoschwanger-
schaft kann nur durch amtsärztliche At-
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teste nachgewiesen werden, die Exper-
tise von Fachärzt*innen zählt nicht. Die 
Fesselung eines Minderjährigen ist die 
Vollstreckung eines Verwaltungsakts 
(der Abschiebung). Anderen Fragen wird 
ausgewichen, wie der Frage 5 und 6 im 
Fragekomplex zur Härtefallkommission. 

 

Antwort des SMI auf Große Anfrage der 
Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen, Drs. 
6/8633 (bereitgestellt auf unserer Webs-
ite, da fünf PDF-Dokumente) 

 

28.04.17: Abschiebung aus Sachsen im 

1. Quartal 2017 

 

Die Zahl von 579 Abgeschobenen wird 
veröffentlicht. 63 Menschen wurden im 
Rahmen der Dublin-III-Verordnung in 
andere EU-Mitgliedsstaaten abgescho-
ben. 

 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/9126. 

 

28.04.17: Grenzübertrittsbescheini-

gungen und andere Dokumente, die 

entgegen §60a Abs. 4 AufenthG nicht 

die Aussetzung der Abschiebung be-

scheinigen 

 

Die Landesregierung bestätigt, dass al-
ternative Dokumente ausgestellt wer-
den. Sie vertritt die Rechtsauffassung, 
dass es Gründe für eine Duldung bedarf, 
damit diese ausgestellt wird. 

 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/9127 

 

31.05.17: Nachfrage zu Drs. 6/9123: 

Abschiebungen in besonderen Fällen 

 

Auf Nachfrage zu der von uns berichte-

ten, forcierten Familientrennung 

schreibt das Innenministerium, es führe 

geplante Familientrennungen nicht auf. 

Damit sind in 2016 möglicherweise mehr 

als 20 Familien getrennt worden, in 2017 

möglicherweise mehr als drei. 

 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-

ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 

6/9541 

 

23.06.17: Nachfrage zu Drs. 6/3267 – 

Abschiebungen von aus Afghanistan 

Geflüchteten 

 

Die Staatsregierung gibt an, bisher keine 

Menschen nach Afghanistan abgescho-

ben zu haben, 25 Menschen afghanischer 

Staatsbürgerschaft wurden in 2017 bis 

zum Zeitpunkt der Anfrage zur „freiwilli-

gen Ausreise“ gedrängt, 2016 waren es 

190. 353 Menschen afghanischer Staats-

bürgerschaft waren am 09. Juni 2017 

vollziehbar ausreisepflichtig. 

Antwort des SMI auf Anfrage der Abge-
ordneten Juliane Nagel, Die Linke, Drs. 
6/9716 
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Selbst aktiv werden! 

 

 

Gehe auf die neu Angekommenen in dei-
nem Ort oder deiner Stadt zu, schließe 
dich einer Initiative an, die dir zusagt, un-
terstütze da, wo Unterstützung ge-
braucht wird. Um Abschiebungen zu ver-
hindern, ist Beistand gerade im Asylver-
fahren besonders wichtig. Bescheide 
übersetzen, auf Fristen achten, Asylbera-
tungsstellen kontaktieren, Anhörungen 
vorbereiten, sich informieren und wei-
terbilden – hier können Schritt für Schritt 
Kompetenzen und Netzwerke aufgebaut 
werden. Rechtliche Hinweise haben wir 
hier zusammengestellt. 

 

Wenn du etwas von Abschiebungen in 
deiner Kommune erfährst, stelle Fragen, 
versuche auszumachen, was eventuell in 
Deutschland Verbliebene für Unterstüt-
zung benötigen, akzeptiere aber auch de-
ren Grenzen. Wende dich an die Öffent-
lichkeitsarbeit des Sächsischen Flücht-
lingsrats e.V. für die Dokumentation, da-
mit die sächsische Abschiebepraxis als 
Ganzes kritisiert werden kann. 

 

Bleibe informiert über Abschiebungen in 
Sachsen. Verschiedene Initiativen und 
Vereine haben Facebookseiten oder ver-
öffentlichen Newsletter, so auch der 
Sächsische Flüchtlingsrat. 

 

Beteilige dich an Demos, sprich dich im 
Bekanntenkreis gegen Abschiebungen 
aus, verteile Informationsmaterial, 
schreibe Leserbriefe etc. Such den Kon-
takt zu lokalen Verantwortlichen, 
schreibe deine*n lokale*n Landtags- oder 

Bundestagsabgeordnete*n an, organi-
siert euch und übt Druck auf ihn*sie aus, 
sich gegen die sächsische Abschiebepra-
xis zu positionieren. 

 

Trete in Kontakt mit den Kirchgemein-
den in deiner Stadt/Kommune und mach 
sie auf die Abschiebepraxis aufmerksam. 
Christliche Vertreter*innen können Ver-
bündete sein, diese Abschiebepraxis im 
CDU-dominierten Sachsen zu beenden. 
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Lokale Asylbera-
tungsstellen 

 

Borna  

 

Bon Courage e.V. 

Kirchstraße 20-24 

04552 Borna 

Postanschrift: 

Postfach 11 32 

04541 Borna 

Tel.: 0157 / 75 17 68 55 / 03433 / 26 06 
160 / 03433 26 06 161 

Mail: info@boncourage.de 

https://boncourage.de/ 

 

Chemnitz 

 

Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. 

Henriettenstraße 5 

09112 Chemnitz 

Tel.: 0371 / 90 31 33 

Mail: asyl@saechsischer-fluechtlings-
rat.de 

Sprechzeiten: montags: 13-16 Uhr // 
dienstags 10-13 Uhr / 14-16 Uhr // don-
nerstags 10-13 Uhr / 14-16 Uhr 

Termine nach Vereinbarung 

Weiterhin: Sozialberatung, Arbeits-
markt- und Bildungszugang, Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse 

 

AGiuA e.V. 

Adalbert-Stifter-Weg 25 

09131 Chemnitz 

Tel.: 0371 / 495 127 55 

Mail: atendi@agiua.de 

Sprechzeiten: mittwochs 13-15 Uhr // 
freitags 10-12 Uhr 

http://www.agiua.de 

 

Dresden 

 

Sächsischer Flüchtlingsrat e.V. 

Dammweg 4 

01097 Dresden 

Tel.: 0351 / 33 22 12 73 

Mail: asyl@saechsischer-fluechtlings-
rat.de 

Sprechzeit: dienstags 10-12 Uhr / 13-18 
Uhr 

Termine nach Vereinbarung 

Weiterhin: Sozialberatung, Arbeits-
markt- und Bildungszugang, Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse, Härte-
fallkommission 

 

Ausländerrat Dresden e.V. 

Internationales Begegnungszentrum 

Heinrich-Zille-Straße 6 

01219 Dresden 

Sprechzeiten: montags bis mittwochs 
und freitags 10-16 Uhr 

http://www.auslaenderrat-dresden.de/ 

 

Kontaktgruppe Asyl e.V. 

Beratung im Montagscafè des 

Kleinen Hauses 

Glacisstraße 28 
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01099 Dresden 

montags 17-19 Uhr 

http://kontaktgruppeasyl.blogsport.de/ 

 

Cabana – Ökumenisches Informations-
zentrum 

Spezialisierte Beratung zu Familienzu-
sammenführungen 

An der Kreuzkirche 6, 1. Etage rechts 

01067 Dresden 

Tel.: 0351 / 492 33 67 // 0351 /492 33 
62 // 0351 / 492 33 69 

Mail: cabana@infozentrum-dresden.de 

Sprechzeit: donnerstags 13-16 Uhr 

http://www.infozentrum-dresden.de/ 

 

Caritasverband für Dresden e.V. 

Asylberatung, Unterstützung in akuten 
Problemsituationen 

Lohrmannstraße 20 

01237 Dresden 

Tel.: 0351 / 2728 3501 

Mail: asyl@caritas-dresden.de 

http://www.caritas-dresden.de/ 

 

Döbeln 

 

Treibhaus Döbeln e.V. 

Bahnhofstraße 56 

04720 Döbeln 

Tel.: 03431 / 60 53 17 

Mail: info@treibhaus-doebeln.de 

http://treibhaus-doebeln.de/ 

 

Freiberg 

 

Arbeitskreis Ausländer und Asyl Frei-
berg 

Hornstraße 25 

09599 Freiberg 

Tel.: 037313 / 55089 

 

Leipzig 

 

Refugee Law Clinic Leipzig e.V. 

Burgstraße 27 

04109 Leipzig 

Mail: beratung@rlcl.de 

Beratung jeden zweiten Freitag im Mo-
nat, Ort und genaue Termine auf der 
Website 

http://rlcl.de/beratung 

 

Initiativkreis Menschen.Würdig e.V. 

Bornaische Straße 3d 

04277 Leipzig 

Mail: bus-le@riseup.net 

Der Infobus berät zur Zeit jeden Mitt-
woch 17.30 Uhr vor der Gemeinschafts-
unterkunft auf der Torgauer Straße 290. 

http://www.menschen-wuerdig.org/ 

 

Romano Sumnal e.V. 

Beratung für serbischsprachige Rom*nja 

Pöge-Haus 

Hedwigstraße 20 

04315 Leipzig 

Mail: romano-sumnal@web.de 
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https://www.romano-sumnal.com/ 

 

Peperoncini e.V. 

Lokaler Rechtshilfefonds für Asylsu-
chende im Klageverfahren 

Mail: peperoncini@posteo.de 

https://www.kleinrotbissig.org/ 

 

Pirna 

 

AG Asylsuchende Sächsische Schweiz/ 
Osterzgebirge e.V. 

Lange Straße 38a 

01796 Pirna 

Mail: info@ag-asylsuchende.de 

https://www.ag-asylsuchende.de/ 
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Einzelfälle 
 

Familie Balic*, Abschiebung eines 

Kranken 

 

Familie Balic, kosovarische Staatsange-
hörige und Angehörige der Volksgruppe 
der Ashkali stellte 2013 einen Asylantrag 
in Deutschland. Als Angehörige der Min-
derheit der Ashkali wurde die Familie 
aus ihrem Haus vertrieben, ihr drohte die 
Obdachlosigkeit. Der Ehemann litt zu-
dem unter einer schweren Traumatisie-
rung mit entsprechenden psychischen 
Beschwerden – die Erlebnisse des Jugo-
slawienkriegs hatten ihn gezeichnet. Im 
Kosovo fand er keine oder nur unzu-
reichende Behandlung für sein Leiden. 
Das BAMF ließ all diese Gründe nicht zäh-
len und lehnte ihren Asylantrag als offen-
sichtlich unbegründet ab. 

 

Seit ihrer Ankunft in Deutschland im Jahr 
2013 befand sich Herr Balic mehrere 
Jahre in z.T. stationärer bzw. ambulanter 
psychologischer Behandlung, bei wel-
cher seine Kriegserlebnisse aufgearbei-
tet wurden. Gegenüber dem Verwal-
tungsgericht Leipzig sagte er aus, dass er 
1999 an der albanisch-kosovarischen 
Grenzen als Soldat eingesetzt wurde. Er 
musste mit ansehen, wie viele seiner 
Freunde ums Leben gekommen sind. Vor 
seinen Augen wurden kleine Kinder getö-
tet. Er selbst wurde geschlagen, misshan-
delt und musste in der sogenannten Be-
räumungseinheit in Pec Leichen aufsam-
meln. Durch diese Erlebnisse entwickelte 
Herr Balic eine ausgeprägte posttrauma-
tische Belastungsstörung, eine Somati-
sierungsstörung und eine andauernde 
Persönlichkeitsstörung. Zehn Jahre lang 

wurde er im Kosovo einer veralteten Me-
dikamententherapie ausgesetzt. Die Be-
handlung mit Benzodiazepin ließ ihn ab-
hängig von dem Medikament werden. 

 

Herr Balic befand sich 2015 auf Grund 
dieser Abhängigkeit für etwa drei Wo-
chen in der Suchtfachklinik Soteria in 
Leipzig. Im Rahmen dieser stationären 
Behandlung wurde unter anderem das 
Kriegstrauma diagnostiziert. An die stati-
onäre Behandlung schloss eine regelmä-
ßige ambulante psychologische Behand-
lung an. Die posttraumatische Belas-
tungsstörung wurde zudem bei einer 
amtsärztlichen Untersuchung im Feb-
ruar 2015 von der Amtsärztin des Land-
kreises Leipzig verifiziert. Auch die be-
handelnde Psychotherapeutin weist in 
ihrer psychologischen Stellungnahme 
darauf hin, dass eine kontinuierliche psy-
chiatrische und psychotherapeutische 
Behandlung notwendig und nicht abzu-
brechen sei. Im Falle einer Abschiebung 
in das Land, indem die Traumatisierung 
stattgefunden hat, sei mit nahezu absolu-
ter Sicherheit davon auszugehen, dass 
eine Retraumatisierung beziehungs-
weise starke Verschlechterung des 
Krankheitsbildes erfolge. Der Stellung-
nahme ist zudem zu entnehmen, dass im 
Falle einer Abschiebung Suizidgedanken 
und suizidale Handlungen nicht auszu-
schließen sind, diese Stressoren somit 
nicht zu verantworten sind und Herr 
Balic demzufolge auch nicht reisefähig 
ist. 

 

Im Juli 2015 wies das Verwaltungsge-
richt Leipzig die Klage der Familie ab. Im 
August erfolgte dann der erste Abschie-
beversuch, welcher durch die schlechte 
gesundheitlicher Verfassung von Herrn 
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Balic nicht vollzogen werden konnte. An-
schließend befand er sich mehrere Tage 
in stationärer Behandlung. Ein Asylfolge-
antrag wurde nach weniger als drei Mo-
naten abgelehnt. Im September 2016 
wurde die Familie dann in den Kosovo 
abgeschoben. Kurz zuvor gab es Gesprä-
che, auf Grund der schwerwiegenden Er-
krankung des Ehemannes einen Antrag 
bei der sächsischen Härtefallkommission 
vorzubereiten. 

 

Der Fall wurde vom Bon Courage e.V. aus Borna be-
gleitet, dokumentiert und niedergeschrieben. 
*Name auf Wunsch der Familie geändert. 

 

Abschiebung und Trennung der Fami-

lie Bekir/ Kamberovikj 

 

Der 25. Mai 2016, es ist früh am Morgen, 
da stehen etwa 20 Polizeibeamt*innen 
vor der Tür der Familie von Sami Bekir 
und Azbije Kamberovikj. Sie kündigen an, 
Kamberovikj und ihre drei jüngsten Kin-
der mitnehmen zu wollen, um sie abzu-
schieben. Bekir betont gegenüber den 
Beamt*innen, dass seine Frau schwer 
herzkrank sei und der Flug sie möglich-
erweise zu sehr belasten könnte. Die Be-
amt*innen versichern ihm, dass seine 
Frau vor dem Abflug noch einer ärztli-
chen Untersuchung unterzogen werde. 
Ihm wird mitgeteilt, dass er und der Rest 
seiner Kinder am frühen Nachmittag ab-
geholt und dann ebenso abgeschoben 
werden. Bekir verabschiedet sich von 
seiner Frau, die nur noch mit starken Me-
dikamenten bei Be-
wusstsein gehalten 
werden kann, und sei-
nen drei Jüngsten. Als 
die Beamt*innen mit 
dem Teil seiner Fami-
lie verschwinden, den 

er bis heute nicht mehr wiedersehen 
wird, fängt Bekir an, ebenfalls seine Sa-
chen zu packen. In keinem Fall wird er 
wieder zurück nach Mazedonien gehen – 
in ein Land, dass ihn ebenso wenig haben 
möchte wie die Bundesrepublik Deutsch-
land oder Bosnien-Herzegowina. Aus al-
len drei Staaten hat er Abschiebungen er-
lebt, denn: Bekir ist staatenlos, was 
nichts anderes als Schutzlosigkeit bedeu-
tet. In Mazedonien wäre er bald wieder 
von seiner Familie getrennt, das weiß er. 
Seine herzkranke Frau könnte er, sollte 
er wieder nach Bosnien-Herzegowina ab-
geschoben werden, von dort aus gar 
nicht mehr unterstützen. Von Deutsch-
land aus erscheint das wahrscheinlicher. 
Er wird nicht nach Mazedonien zurück-
gehen. Bekir beschließt, mit seinen Kin-
dern unterzutauchen. 

 

Währenddessen befindet sich Azbije 
Kamberovikj auf dem Weg zum Flugha-
fen in Berlin. Sie steht nach wie vor unter 
Schock wegen der Trennung von ihrem 
Mann und ihren Kindern, hofft aber auf 
die versprochene ärztliche Untersu-
chung am Terminal. Kamberovikj leidet 
an der koronaren Herzkrankheit, ihr 
wurden drei Herzkatheter eingesetzt. 
Tatsächlich besteht für Kamberovikj in 
diesem Moment und unter diesen Um-
ständen die akute Gefahr eines Herzin-
farkts oder eines plötzlichen Herztods. 
Doch die ärztliche Untersuchung am 
Flughafen erfolgt nicht. Kamberovikj 
wird an Bord des Flugzeugs gebracht. 
Der Abflug erfolgt pünktlich. 
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Azbije Kamberovikj und ihre drei Kinder 
können sich momentan mittels Spenden 
über Wasser halten. Die Familie hofft da-
rauf, bald wieder vereint zu sein. Der 
Weg dahin könnte über eine jetzt anste-
hende Güteverhandlung am Sächsischen 
Oberverwaltungsgericht führen. Dort 
wird entschieden, ob den in Deutschland 
verbliebenen Kindern der Familie Bekir/ 
Kamberovikj ein Aufenthalt gemäß §25a 
AufenthG gewährt werden kann. Sollte 
dies Erfolg haben, haben vielleicht auch 
Azbije Kamberovikj und ihre drei jüngs-
ten Kinder eine Chance, wieder nach 
Deutschland zurückzukehren und mit ih-
rer Familie vereint zu sein. 

 

Abschiebung von Frau Ulqini, im ach-

ten Monat schwanger 

 

In einer auf openpetition.de gestarteten 
Petitions schreiben die Mitarbeiter*in-
nen eines Horts in Dresden über die Ab-
schiebung ihrer Dolmetscherin: 

 

„Am 8. Juni früh gegen 7.00 Uhr wurden 
Frau Ulqini und ihre Familie unangekün-
digt, vor Ablauf der Duldung und Ent-
scheidung ihrer Gerichtsentscheidung 
wie eine Verbrecherin von der Polizei aus 
ihrer Wohnung geholt und noch am glei-
chen Tag von Leipzig nach Albanien aus-
geflogen. Alma Ulqini war im 8. Monat 
schwanger. Ihre Schwangerschaft sah 
man ihr deutlich an. Trotzdem hat man 
sie in einen Flieger gesetzt, obwohl jede 
Luftgesellschaft weiß, dass die Gefahr 
der Komplikation in diesem Stadium der 
Schwangerschaft deutlich gegeben ist.  
Alma Ulqini wollte zu keinem Zeitpunkt 
untertauchen, sondern sich integrieren, 

arbeiten und zur Integration anderer 
Flüchtlinge beitragen. 

 

Ihr Mann wurde als kritischer Journalist 
in Albanien verfolgt. Auch er hatte sofort 
einen Sprachkurs und eine Umschulung 
in Deutschland begonnen. Er hatte be-
reits einen Vertrag als Alltagsbegleiter in 
einer Pflegeeinrichtung, den er in den 
nächsten Tagen beginnen sollte. 

 

[…] 

All diese Fakten verursachten viel Unver-
ständnis bei den Kolleg*innen, Leh-
rer*innen, Elternrat, Eltern und weiteren 
Fachkräften. Die Mitarbeiter/innen und 
Nachbarn in der Kirchgemeinde waren 
genauso fassungslos über die Abschie-
bung wie viele andere Freunde und Be-
kannte. 

 

[…] 

 

Integration muss gelebt werden! 

Wie wollen wir in Deutschland den An-
forderungen der aktuellen Flüchtlingssi-
tuation gerecht werden, wenn wir Einzel-
fallentscheidungen nicht zulassen oder 
deren Prüfung nicht abwarten. Alma 
Ulqini wurde hier in Dresden gebraucht 
und war und hätte in diesem sensiblen 
Bereich eine große gesellschaftliche Un-
terstützung sein können. Für alle Flücht-
linge, die auf längere Zeit in Dresden 
Prohlis geblieben wären und deren Kin-
der in die 122. Grundschule gegangen 
wären, war Alma Ulqini DER Integrati-
onsfaktor, der ihnen durch Sprache das 
Ankommen und Integrieren näher ge-
bracht hat.“ 
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Schilderung einer Abschiebung – Fami-

lie Shakir* 

 

„Am 19. September 2016, am Nachmit-
tag, wurde mein Vater aus dem Kranken-
haus entlassen. In der Nacht, so gegen 
zwei Uhr, waren plötzlich die Polizisten 
bei uns im Treppenhaus, mein Vater 
hörte sie die Treppen hinaufkommen. 
Danach, so nach zehn Minuten, waren die 
im vierten Stock und haben bei uns ge-
klopft. Mein Vater öffnete die Tür und die 
Polizisten haben gefragt: „Seid ihr die Fa-
milie Shakir?“ Mein Vater hat ja gesagt 
und die Polizisten meinten, wir müssten 
in den Kosovo abgeschoben werden. Ich 
hab noch geschlafen. Meine Mutter stand 
mit zwei Polizisten in meinem Kinder-
zimmer und weckte mich. Als ich auf-
wachte und die Polizisten in meinem 
Zimmer sah, habe ich nur geweint und 
geweint, denn ich wusste was los ist. Ich 
habe gesagt, ich will nicht in den Kosovo. 
Plötzlich lag ich auf dem Boden, es war al-
les schwarz, ich habe nichts gesehen und 
nichts gehört. Später hat man mir gesagt, 
ich hätte da einen Schock gehabt. Als ich 
wieder aufstehen konnte, bin ich ich zu 
meiner Schultasche gerannt und habe sie 
genommen und habe geschrien, dass ich 
nicht in den Kosovo gehen möchte. Des-
wegen haben die Polizisten mir die Hand-
schellen angelegt. Auch mein Vater 
wurde so gefesselt. Ich wurde zuerst hin-
ausgeschleppt, wie ein Tier haben die Po-
lizisten mich getragen. Ich wurde allein 
ins Polizeiauto gesetzt. Danach haben sie 
meinen Vater hinausgetragen und ihn zu 
mir ins Auto gebracht. Ich war nur in T-
Shirt, Socken und kurzer Hose, so haben 
die mich rausgeschleppt! Es war schon 
sehr kalt und ich habe gefroren. Ich habe 
die Polizei immer wieder gefragt, ob ich 

mir oben noch andere Sachen anziehen 
kann, sie haben mir das aber verboten. 
Am Ende haben sie mir Schuhe, Jacke, 
Hose und Pullover gebracht. Ich habe sie 
auch immer wieder gefragt, ob ich mei-
ner Mutter beim Packen helfen kann. Sie 
haben immer wieder nein, nein, nein ge-
sagt. Meine Mutter war allein im vierten 
Stock mit den Polizisten. Meine Mutter 
wusste gar nicht was sie als Erstes pa-
cken soll. Am Ende hat sie alle Medika-
mente von meinem Vater vergessen, weil 
sie so aufgeregt war. Bis zum Sammel-
punkt habe ich meine Mutter nicht gese-
hen, obwohl sie uns gesagt haben, meine 
Mutter würde gleich kommen. Am Ende 
haben sie sie aber in einem anderen Auto 
wegtransportiert, wir haben das nicht 
gesehen. Auf einmal meinten die Polizis-
ten einfach, meine Mutter ist schon weg 
und wird zum Sammelpunkt gebracht. 
Als wir dort waren, wurden meinem Vat 

er und mir die Handschellen erst wieder 
abgenommen. Vom Sammelpunkt wur-
den wir dann zum Flughafen Leipzig-
Halle gebracht. Dort mussten wir noch 
zwei Stunden warten. Wir haben noch je-
der eine Flasche Wasser und ein Brot mit 
Käse bekommen. Dann mussten wir ins 
Flugzeug. Für mich war die Abschiebung 
sehr schlimm.“ 

 

Der Bericht stammt vom Sohn der Familie. *Name 
auf Wunsch der Familie geändert. 

 

Heute lebt die Familie mit neun weiteren 
Personen im Haus des Bruders von Herrn 
Shakir. Mitarbeiter*innen des Rückkehr-
programms URA 2, finanziert von mehre-
ren deutschen Bundesländern, schauten 
bei der Familie vorbei. Das Haus betreten 
und die Wohnsituation begutachten 
wollten sie nicht. Sie versicherten sich le-
diglich, dass die Familie ein Dach über 
dem Kopf hat. Herrn Shakir konnte URA 
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2 zwei Termine mit dem Psychologen des 
Programms anbieten. Danach waren 
keine Sitzungen mehr möglich, es seien 
zu viele Menschen abgeschoben worden 
in letzter Zeit. Der Sohn der Shakirs be-
sucht heute wieder die Schule. Die Frage 
ist, wie lang das noch möglich ist. Seine 
Cousine hat gerade ihren Abschluss ge-
macht, doch die weiterführende Schule 
kann die Familie nicht finanzieren. Das 
Gehalt ihres Vaters versorgt zur Zeit die 
gesamte Familie. 

 

Spendenaufruf 

 

Das Willkom-
mensbündnis 
Pieschen für 
Alle, die Lau-
rentius-Kirch-
gemeinde 
Dresden und 
der Sächsi-
sche Flücht-
lingsrat e.V. 
rufen zu Spen-
den auf! Das 
Haus (s. Bild) 
muss reno-
viert und ein 
separates Apartment eingerichtet wer-
den. Die Laurentius Kirchgemeinde hat 
dankenswerterweise ein Spendenkonto 
aufgestellt: 

 

IBAN: DE06 3506 0190 1667 2090 28  

BIC: GENO DE D1 DKD (KD-Bank)  

Verwendungszweck: RT1002/Flücht-
lingsarbeit-Prishtina. 

 

Wer eine Spendenbescheinigung möchte, 
möge die Adresse mit im Verwendungs-
zweck angeben, die Bescheinigung wird 
dann Anfang 2018 zugestellt. 

 

Familie Kutllovci, Abschiebung trotz 

Risikoschwangerschaft 

 

Die Familie Kutllovci hatte in Crottendorf 
im Erzgebirge ein neues Zuhause gefun-
den. Nach der Abschiebung der Familie 
am 01. Dezember 2016 in den Kosovo be-
richteten die Mitarbeiter*innen des Fa-
milienzentrums Crottendorf e.V., wie 
stark die Familie bereits in der Nachbar-
schaft vernetzt war. Die Familie enga-
gierte sich im Familienzentrum, nahm an 
Deutschkursen sowie beim Fußballtrai-
ning teil und organisierte Begegnungs-
veranstaltungen. 

 

Am 01. Dezember 2016 dann stand auch 
vor dem Haus der Familie Kutllovci die 
Polizei. Frau Kutllovci war zu dem Zeit-
punkt schon im fünften Monat schwan-
ger, die Mitarbeiter*innen des Familien-
zentrums berichten, die Schwanger-
schaft sei nicht unproblematisch gewe-
sen. Hinzu kam eine schwere Nierener-
krankung, der Facharzt sollte Frau Kutl-
lovci am 20. Dezember 2016 hierzu un-
tersuchen. Wie viele andere Familien 
auch wurden die Kutllovcis in die Ob-
dachlosigkeit abgeschoben. Den Behör-
den war bekannt, dass das Haus der Fa-
milie im Kosovo durch den Krieg zerstört 
wurde. Neben der gewaltsamen Abschie-
bung einer schwangeren Frau zeigt die-
ser Fall, dass selbst weitreichende Integ-
rationsleistungen im Abschieberausch 
der Behörden nichts zählen. 
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Die Stellungnahme des Familienzent-
rums Crottendorf e.V. hier. 

 

Trennung der Familie D. 

 

Es ist sechs Uhr morgens in Grimma am 
Morgen des 5. April 2016. Frau D. und ihr 
15 Jahre alter Sohn werden von der Poli-
zei abgeholt. Die aus Tschetschenien ge-
flüchtete Frau soll nach Polen abgescho-
ben werden. Der EU-Mitgliedsstaat ist 
nach der Drittstaatenregelung für Frau D. 
zuständig. 

 

Was das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge und auch die Ausländerbe-
hörde wissen: Frau D. ist vor ihrem Mann 
aus Tschetschenien geflohen. Bloß gab 
der nie Ruhe. Als Frau D. erfuhr, dass ihr 
Mann vom damaligen Aufenthaltsort in 
Polen wusste, entschloss sie sich aber-
mals zu fliehen. Nach Polen zurückzukeh-
ren wäre für die Familie viel zu gefähr-
lich. 

 

Worüber sich Frau D. an diesem April-
morgen aber die meisten Gedanken 
macht: ihr jüngerer Sohn, 13 Jahre alt, hat 
die Nacht bei einem Freund geschlafen, 
dennoch soll sie abgeschoben werden. 
Die Polizist*innen, selber nicht ganz si-
cher, erkundigen sich bei der Zentralen 
Ausländerbehörde, wie sie denn nun ver-
fahren sollen. Die Behörde gibt das Okay 
für die Abschiebung und entscheidet, 
dass der 13-jährige Junge allein in 
Deutschland zurückgelassen werden soll. 
Auf Frau D.s Frage, was denn nun mit ihm 
geschehen soll, versichern die Beamt*in-
nen, das Jugendamt werde sich um ihn 
kümmern. Zwar wird das Jugendamt in-
formiert, doch der Junge bleibt ver-
schwunden. Bis zur Rückkehr von Frau D. 

und ihrem 15-Jährigen nach mehr als 
zwei Wochen hält sich ein 13-jähriger, 
verschreckter Junge auf sich allein ge-
stellt in Deutschland auf. Von seiner Mut-
ter und seinem älteren Bruder getrennt, 
versagen Jugendamt und Polizeibehörde, 
das Kind wieder unter Obhut zu bringen. 

 

Forcierte Familientrennungen 

 

Eine neue Qualität erreichte die Tren-
nung von Familien spätestens im Februar 
2017. Einer Familienmutter aus Dresden 
war ein Abschiebeverbot auf Grund ihrer 
Krankheit ausgestellt worden. Ihr Ehe-
mann und ihre drei Kinder hätten dem-
nach bei ihr in Deutschland verbleiben 
sollen. Doch es kam nicht so. In der Nacht 
vom 21. auf den 22. Februar standen Po-
lizeibeamt*innen vor der Wohnungstür 
der Familie. Alle Mitglieder packten ihre 
Sachen. Als die Familienmutter mit ihrer 
Tasche die Wohnung verlassen will, stop-
pen die Beamt*innen sie. Sie werde doch 
gar nicht abgeschoben, erfährt sie. Erst 
zu diesem Zeitpunkt hört die Familie von 
dem Plan der Vollzugsbehörden. Die psy-
chisch erkrankte Frau bleibt zurück und 
bricht zusammen. Wenig später muss sie 
ins Krankenhaus eingeliefert werden. Als 
sie entlassen wird, sind ihr Mann und 
ihre Kinder bereits im Kosovo. Die Frau, 
obwohl sie ein Recht zu bleiben gehabt 
hätte, entschließt sich, ihrer Familie „frei-
willig hinterher zu reisen. Das Kalkül von 
Ausländerbehörden und Innenministe-
rium ging auf: die Mutter hielt dem Druck 
der willentlich auf sie ausgeübt wurde, 
nicht stand.
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Pressemitteilungen 
 

Mai/ Juni 16: 

 

Drei Pressemitteilungen veröffentlichten 
wir im Mai und Anfang Juni, nachdem 
Azbije Kamberovikj und ihre drei jüngs-
ten Kinder abgeschoben und vom ihrer 
Familie getrennt wurden. In der ersten 
gingen wir auf die Abschiebung an sich 
ein, in der folgenden kritisierten wir das 
Verwaltungsgericht Dresden das einen 
Eilantrag innerhalb von 24h ablehnte 
und somit nicht umfassend inhaltlich 
prüfen konnte, in der dritten setzten wir 
uns vor dem Hintergrund einer unserer 
Ansicht nach unüberlegten Aussage Mar-
kus Ulbigs („Die Menschen wissen, dass 
sie ausreisen müssen und nur wenn sie 
ihrer Pflicht nicht nachkommen, müssen 
wir mit Zwangsmaßnahmen agieren.“) 
auseinander. Gemeinsam mit PRO ASYL 
folgte im Juni eine weitere Pressemittei-
lung, in der das Abschieben um jeden 
Preis, wie es in Sachsen forciert wird, kri-
tisiert wurde. Da wir unsere Website um-
gestellt haben, sind diese Pressemittei-
lungen nur in schlechter Qualität verfüg-
bar. Wir bitten, diesen Umstand zu ent-
schuldigen. Abrufbar hier. 

 

14.09.16: Die Doppelmoral des Frei-

staates: 

 

Die Reaktion von Seiten der Landesregie-
rung auf einen von uns veröffentlichten 
Flyer mit Informationen gegen Abschie-
bungen fiel heftig aus. Wir nahmen dies 
als Anlass, die sächsische Abschiebepra-
xis erneut zu problematisieren. Anhand 
dreier Einzelfälle versuchten wir, die 

Doppelmoral des Freistaats Sachsen auf-
zuzeigen. Die PM veröffentlichten wir am 
14. September 2016. Abrufbar hier. 

 

21.09.16: Abschiebung ins medizini-

sche Nirgendwo 

 

Im September wurden Menschen, die wir 
begleitet haben und deren Fälle in die-
sem Dossier aufgearbeitet sind, in den 
Kosovo abgeschoben. Wir wiesen auf die 
schlechte medizinische Versorgungslage 
in dem als „Sicheren Herkunftsstaat“ de-
klarierten Land hin und berichteten be-
reits hier von dem Familienvater Shakir. 
Anhand seiner Akte können wir nachwei-
sen, dass der Landesinnenminister in der 
Antwort auf eine Anfrage an die Abge-
ordnete Juliane Nagel falsche Aussagen 
getätigt hat (siehe hier, Antwort auf An-
frage vom 16. Oktober). PM abrufbar 
hier. 

 

21.11.16: Verletzte Grundrechte und 

wo sie verborgen sind 

 

Die Falschaussagen des Landesinnenmi-
nisters wie oben beschrieben wurden 
hier problematisiert. Wir setzten uns au-
ßerdem mit der Intransparenz der 
„Blackbox Abschiebung“ auseinander. 

 

23.11.16: Appell an die Mitglieder des 

Landtags aus Anlass des Sächsischen 

Ausreisegewahrsamsvollzugsgesetzes 

 

In einem von einer Pressemitteilung be-
gleiteten Appell riefen wir die Abgeord-
neten des Landtags an, dem Sächsischen 
Ausreisegewahrsamvollzugsgesetz nicht 
zuzustimmen. Der Appell findet sich hier, 
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unsere Kritik daran und zur Abschie-
bungshaft hier noch einmal kurz zusam-
mengefasst. 

 

15.02.17: Freizügigkeit und Bleibe-

recht statt unerbittlicher Härte 

 

Diese PM begleitete die Veröffentlichung 
dieses Dossiers. Abrufbar hier. 

 

14.03.17: Neue Eskalationsstufe bei Fa-

milientrennungen 

 

Am Tag der Veröffentlichung wusste der 
Sächsische Flüchtlingsrat e.V. bereits von 
zwei getrennten Familien im Jahr 2017. 
Besonders schockierend: die Trennung 
der einen Familie wurde bewusst von 
den Vollzugsbehörden forciert. Für die 
Familienmutter wurde ein Abschiebe-
verbot festgestellt, dennoch wurden Ehe-
mann und Kinder abgeschoben. Derart 
unter Druck gesetzt, entschloss sie sich, 
„freiwillig“ ihrer Familie in den Kosovo 
hinterher zu reisen. Abrufbar hier. 

 

05.05.17: Sicheren Aufenthalt für aus-

zubildende Geflüchtete schaffen 

 

Gemeinsam mit anderen Flüchtlingsrä-

ten kritisierten wir, dass die Ausbil-

dungsduldung bereits in ihrem Kern 

nicht funktionieren kann. Als Duldung 

setzt sie lediglich die Abschiebung aus. In 

der Praxis resultieren daraus konkrete 

Probleme. Unsere Forderung: eine Auf-

enthaltserlaubnis für auszubildende Ge-

flüchtete. Die PM hier.  

 

11.05.17: Sächsische Ausländerbehör-

den stellen sich über das Bundesverfas-

sungsgericht 

 

Obwohl das Bundesverfassungsgericht 

bereits 2003 unmissverständlich formu-

lierte, dass die Duldung auszustellen ist, 

ist die Landesregierung der Meinung, 

dass es für eine Duldung Gründe bedarf. 

Die Folgen für den Betroffenen zeigen 

sich auf dem Wohnungs- und Arbeits-

markt. Nicht abschließend geklärt ist, ob 

sich daraus auch Nachteile bei der Aner-

kennung von Aufenthaltserlaubnissen 

ergeben. PM hier. 

 

20.06.17: Zum Weltflüchtlingstag: 

Schutzlosigkeit von Rechtswegen 

Immer weitere Grundrechtsverletzun-

gen höhlen das Recht auf Asyl aus. Men-

schen vom Ankommen abhalten und be-

reits Angekommene so schnell wie mög-

lich wieder abschieben – das sind die po-

litischen Ziele. Sie ignorieren die freund-

schaftlichen und solidarischen Beziehun-

gen, die zwei Jahre nach dem Sommer 

der sogenannten „Willkommenskultur“ 

entstanden sind. Abrufbar hier. 

 

23.06.17: Wieder falsche Spielchen von 

Seiten des Innenministeriums 

 

Seit März 2017 war bekannt, dass das In-

nenministerium Familientrennungen 

einplant. Diese werden aber statistisch 

nicht erfasst und somit nicht in Antwor-

ten der Landesregierung angegeben, im 

Gegensatz zu spontan durchgeführten 

Familientrennungen. Wir finden: eine Er-

klärung, die jeder Logik zuwiderläuft. 
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Wir forderten eine Korrektur der Zahlen 

und das Ende der menschenrechtswidri-

gen Praxis. 

Die PM hier. 
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Linkverzeichnis 
 

Hier noch einmal übersichtlich die im 

Dossier aufgetauchten und für die Bera-

tung wichtigen Links: 

 

Asylverfahren 

 

„Leitfaden für Flüchtlinge“ des Nieder-

sächsischen Flüchtlingsrats: 

https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/  

 

PRO ASYL: Memorandum für faire und 

sorgfältige Asylverfahren in Deutschland: 

https://www.proasyl.de/news/memo-

randum-zu-asylverfahren-zeigt-quali-

taetsmaengel-beim-bamf/  

 

Informationsverbund Asyl & Migration: 

Mehrsprachige Broschüre mit Informatio-

nen zur Anhörung im Asylverfahren: 

http://www.asyl.net/arbeitshilfen-pub-

likationen/arbeitshilfen-zum-aufent-

halts-und-fluechtlingsrecht/informati-

onsblatt-anhoerung/  

 

Kölner Flüchtlingsrat: Mehrsprachiger 

Film zur Anhörung im Asylverfahren 

http://www.asylindeutsch-

land.de/de/film-2/  

 

Aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten 

 

Positionspapier mehrerer Landesflücht-

lingsräte zur Ausbildungsduldung 

http://www.saechsischer-fluechtlings-

rat.de/wp-content/uplo-

ads/2017/05/Positionspapier-Ausbil-

dungsduldung-F%C3%BCnf-LFR-Fi-

nal.pdf  

RA Henning J. Bahr/ Anwälte Haus: Anfor-

derungen an ärztliche Atteste nach der 

Verschärfung des §60a Abs. 2c Satz 3: 

http://www.saechsischer-fluechtlings-

rat.de/wp-content/uplo-

ads/2017/05/RA-Henning-Bahr_Anfor-

derungen-%C3%A4rztliche-Gutach-

ten.pdf  

 

Mitglieder der Sächsischen Härtefall-

kommission 

http://sab.landtag.sachsen.de/de/der-
saechsische-landesbeauftragte/haerte-
fallkommission/mitglieder-der-haerte-
fallkommission-6774.cshtml  

 

Kirchenasyl 

Beratung zu Kirchenasyl durch den Aus-
länderbeauftragten der Evangelisch-Lu-
therischen Landeskirche Sachsens: 

http://www.evlks.de/kontakt/beauf-
tragte/737.html  

 

PRO ASYL: Kritik an Dublin IV 

https://www.proasyl.de/news/ge-
plante-reform-des-dublin-systems-ver-
schaerfungen-stellen-fluechtlinge-
schutzlos/  

 

Abschiebungen nach Afghanistan 

 

Hinweise gegen Panik, zusammengestellt 
vom Bayerischen Flüchtlingsrat: 
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Auf Dari: http://www.fluechtlingsrat-
bayern.de/tl_files/Startseite/201701-
Against%20the%20fear-Afghanis-
tan_DARI.pdf  

Auf Paschtu: http://www.fluechtlings-
rat-bayern.de/tl_files/Start-
seite/201701-
Against%20the%20fear%20Afghanis-
tan_PASCHTU.pdf  

 

Hinweise von uns auf Deutsch, Englisch, 
Farsi: 

http://www.saechsischer-fluechtlings-
rat.de/de/2017/06/23/abschiebung-
nach-afghanistan-am-28-juni-von-
leipzighalle/   

 

Ausreisegewahrsam/ Abschiebehaft 

 

PRO ASYL: Die Broschüre „Schutzlos hin-
ter Gittern“ zeigt die Bedingungen der Ab-
schiebehaft: 

https://www.proasyl.de/wp-con-
tent/uploads/2014/07/Abschiebungs-
haft_Bericht_Juli_2013_Webversion.pdf  

 

Flüchtlingsrat Brandenburg, Flüchtlings-
rat Schleswig-Holstein, Humanistische 
Union: Die Veröffentlichung „Haft ohne 
Straftat“ liefert Fakten und Argumente ge-
gen Abschiebungshaft 

http://www.humanistische-
union.de/fileadmin/hu_up-
load/doku/publik/HU2013_AB-Haft1-
korr.pdf  

 

Sächsischer Flüchtlingsrat: Appell mits-
amt Kritik am Ausreisegewahrsamsvoll-
zugsgesetz: 

http://www.saechsischer-fluechtlings-
rat.de/de/2016/11/23/appell-an-die-
mitglieder-des-saechsischen-landtags/  

 

Sächsischer Flüchtlingsrat: Problematisie-
rung des geänderten Ausreisegewahr-
samsvollzugsgesetzes: 

http://www.saechsischer-fluechtlings-
rat.de/de/2017/05/08/ein-besserer-
ausreisegewahrsam-macht-grundrechts-
verletzungen-nicht-besser/  


